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Arbeit ist mehr

Die Soziallehre der Kirche hat stets die Notwendigkeit betont, die Arbeit als sinnstiftendes und lebens-
erhaltendes Moment, als Weg der Reifung, der menschlichen Entwicklung und der Selbstverwirkli-
chung im Sinne einer ganzheitlichen Okologie zu schitzen und ihr den Vorrang gegeniber dem Ka-
pital zu geben. ,Unabh&ngig von ihrem objekfiven Gegenstand muss die Arbeit sich am arbeitenden
Subijekt orientieren, weil das Ziel der Arbeit, jeder Arbeit, immer der Mensch bleibt”.l)

In Zeiten der Digitalisierung und dem mit ihr einhergehenden tiefgreifenden strukturellen Wandel in
Wirtschaft und Gesellschaft werden Qualitatskriterien fur ein gutes Arbeiten virulent: Fragen der Ge-
sundheit, Vereinbarkeit von Beruf und Familie, zumutbaren Arbeitszeiten, Einhaltung der gesetzlich
vorgegebenen Ruhebestimmungen, sowie realistische Mobilitatserfordernisse. Allen diesen Anforde-
rungen versuchen wir selbstverstdndlich auch fir die Arbeit im kirchlichen Dienst gerecht zu werden.

JArbeit ist sichtbar gemachte Liebe”, schreibt der Dichter und Philosoph Khalil Gibran. ,Wenn ihr mit
Liebe arbeitet, bindet ihr euch an euch selber und an einander und an Goh‘.”z) Tatsachlich ist der Sinn
und Zweck menschlicher Arbeit weit mehr als bloge Existenzsicherung. Arbeit dient der Selbstentfal-
tung, der Identitatsentwicklung und erméglicht Beziehungen. Sie fordert im Idealfall eine , Kultur der
Begegnung” (Papst Franziskus).

Dieser Aspekt von Arbeit ist fir haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirch-
lichen Bereich besonders bedeutsam. Er impliziert die Verbindung von Goftt geschenkter Freiheit mit
grofser Eigenverantwortung. Kirchliche Arbeit steht im Dienst des Evangeliums - unabhdngig vom
konkreten Arbeitsfeld ist sie diesem grofen Ziel verpflichtet. Mit dieser Vorgabe bekommtf sie eine zu-
satzliche spirituelle Dimension, die unersetzlich ist, aber sich mit arbeitsrechtlichen Kriterien nur
schwer abbilden lasst.

Ich danke allen, die in diesem ganzheitlichen christlichen (Verantwortungs-)Bewusstsein die fur alle
Beteiligten herausfordernden Kollektivvertragsverhandlungen gefuhrt haben. Sie alle haben sich aus

ihrer Perspektive und mit ihrem spezifischen Auftrag um das Wohl der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Didzese Innsbruck bemuht.

Innsbruck, Janner 2019

Bischof Hermann Gleftler

PAPSTLICHER RAT JUSTITIA ET PAX (2004): Kompendium der Soziallehre der Kirche, Nr. 272.
) Khalil Gibran, Der Prophet



Liebe Kollegin, lieber Kollege!
Wertes Mitglied!

Wir Gberreichen lhnen mit diesem Schreiben den fur Sie ab 1. 1. 2022 gultigen Kollektivvertrag. Dieser
wurde in Zusammenarbeit |hrer Interessensvertretung der GPA und lhrer Dienstgeberin der Di6zese
Innsbruck erméglicht.

Dieser Kollektivvertrag unterstreicht die enorme Bedeutung kollektivvertraglicher Vereinbarungen
auf Uberbetrieblicher Ebene durch lhre starke Gewerkschaft. Denn nur dadurch wurde der erfolgrei-
che Abschluss dieses Kollekfivvertrages bewirkf, zu dem auch Sie als treues Gewerkschaftsmitglied
entscheidend beigefragen haben.

Kollektivvertrdge werden nicht von Seiten des Gesetzgebers beschlossen und sie sind ebenfalls keine
Selbstverstandlichkeit. Da sie in oftmals sehr schwierigen Verhandlungen - nicht selten von Aktionen
begleitet — zwischen den Gewerkschaften auf Arbeitnehmerinnenseite und den Vertreterinnen der
Arbeitgeber zur Durchsetzung gebracht werden mussen, ist der gewerkschaftliche Organisations-
grad einer Branche von befrachtlichem Einfluss. Aus diesem Grund ist jedes einzelne Mitglied und
in weiterer Folge die damit verbundene Starke der Gewerkschaft von unschatzbarem Wert, damit
wir auch weiterhin gemeinsam Verbesserungen fur Sie erreichen und dadurch den sozialen Fort-
schritt fur alle Arbeitnehmerinnen sicherstellen kénnen.

Die Voraussetzung und die Kraft fur die Durchsetzung unserer Ziele und unserer gemeinsamen Be-
muUhungen liegen in eben dieser gewerkschaftlichen Mitgliedschaft aller Arbeitnehmerlinnen, denn
nur gemeinsam sind wir stark! Deshalb geben Sie bitte unseren Leitsatz an all jene weiter, die nicht
dieser grundlegenden Uberzeugung sind:

Es gibt vieles,
fur das es sich lohnt,
organisiert zu sein!

Herzlichen Dank fur lhre Unterstitzung. Sollten Sie zu Ihrem Kollektivvertrag noch Fragen haben, ste-
hen wir Ihnen selbstversténdlich gerne mit Rat und Tat zur Verfigung.

Mit kollegialen Grufsen

Barbara Teiber, MA Karl Durtscher
Vorsitzende Bundesgeschaftsfuhrer



KV-Highlights:

1. Far 2022:

a. Die Werte der KV-Tabelle werden um 2,7 % erhéht und auf den néachsten ganzen Euro auf-
gerundet.
Somit betragt das Einstiegsgehalt von Hilfskréften min. € 1.779,- und von Fachkraften
€2.222,-.

b. Die Pensionsbeitrdge werden um 2% angehoben.

2. Fur 2023:

a. VerklUrzung der Normalarbeitszeit von 40 auf 39 Stunden.

b. Die Werte der KV-Tabelle werden um 0,3 % angehoben und auf den nachsten ganzen Euro
aufgerundet.
(Bei einer Inflation von tUber 3 % bzw. unter 2,2 %, erfolgen Verhandlungen, um eventuell An-
passungen im Rahmenrecht vorzunehmen.) Somit betragt das Einstiegsgehalt von Hilfskraf-
ten 2023 min. € 1.785,- und von Fachkraften € 2.229,-.

3. Far 2024:

Die Werte der KV-Tabelle von 2023 werden um den Wert des VPI (12-Monats-Schnittes von
10/2022 - 09/2023) plus 0,5 % angehoben und auf den n&chsten ganzen Euro aufgerundet.

4. Geltungsbeginn ist der 1. Janner 2022.
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KOLLEKTIVVERTRAG

DER DIOZESE INNSBRUCK
Gultig ab 1. Janner 2022

1. PRAAMBEL

Dieser Kollektivvertrag soll in gelebter diézesaner So-
zialpartnerlnnenschaft das gemeinsame und kons-
truktive Miteinander von Dienstgeberin und Dienst-
nehmerlnnen in unserer Didzese stdrken und unter-
statzen.

Jesus lehrt, die menschliche Arbeit zu schatzen. Seine
eigene Sendung beschreibt er als eine Werktatigkeit.*)
~Mein Vater ist noch immer am Werk, und auch ich
bin am Werk".**)

Das Gemeinwohl aller in den diézesanen Arbeitspro-
zess involvierten Personen ist Voraussetzung dafir,
Kirche nach innen und nach aufen tUberzeugend le-
ben und vertreten zu kénnen. Alle, die im Dienst der
Di6zese und ihrer Menschen stehen, sollen demnach
ihre Verantwortung in gelebtem Glauben wahrneh-
men und erfullen und ihr Handeln und Wirken auf
das gemeinsame christliche Fundament aufbauen.
Im Sozialhirtenbrief heifst es: ,,Die menschengerechte

Gestaltung von Arbeit, Wirtschaft und Gesellschaft
hat eine groke Bedeutung fur das Reich Gottes”.***)
So haben sich die Kirchen in Osterreich verpflichtet,
inihren eigenen Einrichfungen dem Geist des Evange-
liums entsprechende Rahmenbedingungen fur die
menschliche Arbeit zu schaffen:

,Die Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften bemi-
hen sich in ihren Organisationen und Betrieben um
menschengerechte Arbeitsbedingungen, Einkom-
mensgerechtigkeit und Mitbestimmung der Beschaf-
tigten® ****)

Dieser Kollektivvertrag soll ein Beitrag dazu sein.

*) Kompendium der Soziallehre der Kirche 259

**) Joh 5,17

***) Sozialhirtenbrief 13 )

***%) Sozialwort des 6kumenischen Rates der Kirchen in Osterreich
178

2. VERTRAGSABSCHLIESSENDE KOLLEKTIVVERTRAGSPARTEIEN

- Didzese Innsbruck
- Gewerkschaft GPA

3. GELTUNG

§ 1 Geltungsbereich

Der Kollektivvertrag gilt:
(1) R&umlich fur das Gebiet der Didzese Innsbruck.

(2) Fachlich fur alle Amter und Einrichtungen der Di6-
zese Innsbruck. Das sind sémtliche Amter der Didzese
Innsbruck sowie alle kirchliche Stiftungen mit Ausnah-
me der Liegenschaftsstiftung, alle Pfarren der Didzese
Innsbruck mit ihren verschiedenen Rechtstrégern, das
Bischofliche Priesterseminar, das Institut fur Bildung
und Erziehung, sowie alle vom Bischof von Innsbruck
verliehenen bzw anerkannten Rechtspersdnlichkeiten
nach kanonischem Recht.*)

Diese sind im Anhang 7 des Kollektivvertrags ange-
fahrt.

(3) Personlich fur alle Dienstnehmerlinnen, die im fach-
lichen Geltungsbereich beschaftigt sind und ein
Dienstverhdltnis mit der Diézese Innsbruck oder einem
der im Punkt (2) genannten Rechtspersonlichkeiten
haben. Fur Diensthehmerlnnen, fir die bisher die
DBO 85 gegolten hat, gelten besondere Regelungen
far die Besoldung, fur die dienstfreien Tage und die
Pensionsvorsorge.**) Fur Dienstnehmerlnnen mit Son-
dervertrdgen gelten grundsdatzlich die Bestimmungen
des Kollektfivvertrages aufer in jenen Punkten, in de-



nen sie in ihrem Dienstvertrag Sonderregelungen zu-
gesichert bekommen haben.

(4) Far Dienstnehmerlnnen, die in ihren Dienstvertrd-
gen vom Kollektivvertrag abweichende, fur sie glnsti-
gere Vereinbarungen haben (Gunstigkeitsprinzip),

gelten diese in vollem Umfang solange weiter, bis im
Einvernehmen zwischen Dienstgeberin und Dienst-
nehmerln neue Vereinbarungen getroffen werden.

*) Kanon 381 § 1, Kanon 312 § 1/3 und Kanon 321s.
**) siehe Anhang 2 dieses Kollektivvertrags

§ 2 Geltungsdauer

(1) Der Kollektivvertrag tritt mit 1. Janner 2022 in Kraft
und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

(2) Der Kollektivvertrag kann von beiden Kollektivver-
tragsparteien unfer Einhalfung einer 6-monatigen
Kandigungsfrist zu jedem 30. 6. und 31. 12. eines Jah-
res miftels eingeschriebenen Briefes gekundigt wer-
den.

(3) Bei Kindigung des Kollektivvertrages werden wdh-
rend der Kundigungsfrist Verhandlungen Uber eine

Erneuerung oder Abdnderung des Kollektivvertrages
gefuhrt.

(4) Verhandlungen Uber Gehaltsanpassungen und
Valorisierung von Zulagen und Sozialleistungen fin-
den jahrlich staft. Als Ausgangsbasis fir Gehaltsver-
handlungen wird der VPI (Verbraucherpreisindex) im
12 Monatsdurchschnift von Oktober des Vorjahres
bis September des aktuellen Jahres herangezogen.

§ 3 Anwendung von Gesetzen

Dem Stufenbau der Rechtsordnung entsprechend gel-
ten Uber diesen Kollekfivvertrag hinaus alle einschla-
gigen Gesetze in der jeweils gultigen Fassung. Sofern
in diesem Kollekfivvertrag nicht anders lautende Re-
gelungen (Gunstigkeitsprinzip) vereinbart wurden,
gelten insbesondere die Bestimmungen des Arbeits-
verfassungsgesetzes, wobei hier auch die besonderen
Bestimmungen des § 132 fur die Didzese als ,Tendenz-
betrieb” Gultigkeit haben.*)

Weitere wichtige Gesetzesquellen sind das Angestell-
tengesetz, das Arbeitszeitgesetz, das Arbeitsruhege-
setz, das Urlaubsgesetz, das Gleichbehandlungsge-
setz, das Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz, das Mutter-
schutzgesefz, das Eltern-Karenzurlaubsgesetfz, das Ar-
beitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz und andere
relevante Rechtsquellen.

*) § 132. Betriebe mit besonderer Zweckbestimmung und Verwal-
tungsstellen juristischer Personen éffentlichen Rechts

4. DIENSTORDNUNG BZW RAHMENRECHTLICHER TEIL

§ 4 Entstehen eines Dienstverhaltnisses

(1) Ein Dienstverhaltnis mit der Didzese Innsbruck bzw
mit den anderen im § 1 (Abs 2) angeflhrten Rechts-
persénlichkeiten entsteht entsprechend den gesetzli-
chen Bestimmungen. Zur Begrindung eines Dienst-
verhaltnisses sind seitens der Dienstgeberin nur der
Generalvikar oder die von ihm mit dieser Aufgabe be-
trauten Amftsleiterinnen befugt. Bei Dienstantritt wird
der/dem DienstnehmerlIn der Kollektivvertrag, die fur
sie/ihn zutreffenden Betriebsvereinbarungen und
der Dienstvertrag It § 6, Abs 3 Angestelltengesetz aus-
gehandigt.

(2) Fur Neuanstellungen gilt der erste Monat als Pro-
bezeit gemafs § 19 Abs 2 Angestelltengesetz. Innerhalb
der Probezeit ist eine Losung des Dienstverhdltnisses
sowohl von der Dienstgeberin als auch von der/vom

Dienstnehmerln zu jeder Zeit und ohne Angabe von
Grunden moglich.

(3) Neuanstellungen ab 1. 1. 2020 kénnen befristet ab-
geschlossen werden. Die Frist hat mindestens 6 Monate
zu betragen und ist im Dienstvertrag festzuhalten. Fr
zeitlich abgegrenzte Projekte sind kurzere Befristun-
gen moglich, wenn dies sachlich sinnvoll ist (zB fur
Projektarbeiten, voribergehend héherem Arbeitsauf-
wand, etc). Wird das Dienstverhaltnis Gber die Befris-
tung hinaus fortgesetzt, sind die/der Dienstnehmerin
und der Betriebsrat rechtfzeitig dartber zu informie-
ren, ansonsten gilt es mit Ende der Befristung als be-
endef.



(4) Der Betriebsrat wird unverztglich Uber die Anstel-
lung jeder Dienstnehmerin / jedes Dienstnehmers
und deren/dessen Einstufung in die Gehaltsgruppen
laut Kollektivvertfrag und Dienstpostenplan informiert

und erhdlt in der Folge eine Abschrift des Dienstver-
trages und der Arbeitszeitvereinbarung.

(5) (entfdllt ab 1.1. 2021)

§ 5 Anstellungsvoraussetzungen

Laien, die im kirchlichen Dienst stehen, fragen ent-
sprechend ihrer Méglichkeiten und Begabungen ge-
meinsam mit der Diézesanleitung Verantwortung fur
die Kirche von Innsbruck.

Daher erfordert die Ubertragung eines kirchlichen
Dienstes:

a) den Nachweis der fachlichen Qualifikation fir den
angestrebten Dienst,

b) eine bewusst christliche Lebensgestaltung, die sich
am Evangelium und an der Praxis kirchlichen Le-
bens orientiert,

c) die Bereitschaft zum Dienst und zur Mitarbeit in der
Kirche unter der Leitung des Bischofs.

Von allen Mitarbeiterlnnen, besonders aber von jenen,
welche Fuhrungspositionen bekleiden, wird von der
Dienstgeberin, aber auch von den Glaubigen erwar-
tef, dass ihr Leben Zeugnis fur den Glauben sei:

a) durch gelebten Glauben im familiaren und persén-
lichen Bereich,

b) durch Teilnahme am Gemeindeleben,
c) durch eine verantwortungsvolle und solidarische

Mitarbeit an der Dienststelle.

Abweichungen von den in diesem Paragraphen ge-
nannten Anstellungsvoraussetzungen bedurfen im
Einzelfall eines Beschlusses der Ordinariatskonferenz.

§ 6 Pflichten der Dienstnehmerinnen

(1) Die Dienstnehmerinnen sind verpflichtet, ihre
Dienstobliegenheiten, die im Anstellungsdekret bzw
im Dienstverfrag festgelegt sind, und deren Arf und
Umfang gewissenhaft und uneigennutzig zu erfullen,
die dienstlichen Anordnungen ihrer/seiner Vorgesetz-
ten zu befolgen und auf die Wahrung der kirchlichen
Interessen bedacht zu sein. Alle Dienstnehmerlnnen
haben sich der Verantwortung, die Kirche, insbeson-
dere die Didzese Innsbruck, zu reprdsentieren, stets
bewusst zu sein und dies in ihrer Halfung und Lebens-
fuhrung zum Ausdruck zu bringen.

(2) Zur Erteilung einer Dienstanweisung sind die/der
jeweilige Dienststellen-, Abteilungs-, Bereichsleiterin
und die/der Amtsleiterin befugt. Bei Uberschneidung
mehrerer Anweisungen gilt die der/des héheren Vor-
gesetzten. Der Bischof und der Generalvikar sind fur
alle Dienstnehmerlnnen dienstanweisungsbefugt.

§ 7 Pflichten der

(1) Die Dienstgeberin Gbernimmt mit der Entstehung
eines Dienstverhdltnisses auch Verantwortung fur die
Dienstnehmerlinnen und muss nach den Bestimmun-
gen des Allgemeinen Burgerlichen Gesetzbuches
§ 1157 (1) und (2) und den Bestimmungen des Ange-
stelltengesetzes § 18 (1), (2), (3), (4) die Fursorgepflicht
erfallen.

(3) Alle Dienstnehmerlnnen sind an das Dienstgeheim-
nis gebunden. Dieses umfasst alle Angelegenheiten,
die den Dienstnehmerinnen in Austibung ihres Diens-
tes bekannt geworden sind und deren Geheimhaltung
im Interesse des Dienstes liegt oder ihnen dienstlich
aufgetragen worden ist. Eine Verletzung des Dienst-
geheimnisses liegt nicht vor, wenn Dienstnehmerinnen
ihrem Betriebsrat Uber Dienstangelegenheiten Mittei-
lung machen, um sich oder andere Dienstnehmerin-
nen gegen wirkliche oder vermeintliche Nachteile zu
schutzen. Die Dienstnehmerlnnen sind zur Verschwie-
genheit, auch im Sinne des Datenschutzgesetzes, ver-
pflichtet. Von dieser Verpflichtung kann, soweit nicht
Bestimmungen der staatlichen Gesetzgebung entge-
genstehen, nur der Generalvikar entbinden. Die Pflicht
zur Verschwiegenheit besteht auch nach der Auflo-
sung des Dienstverhdltnisses weiter.

Dienstgeberin

(2) Die Dienstgeberin und in weiterer Folge die verant-
wortlichen Fuhrungskréfte verpflichten sich, die ge-
sefzlichen Bestimmungen, die Bestimmungen des Kol-
lektivvertrages, alle relevanten und abgeschlossenen
Betriebsvereinbarungen und sonstigen mit den Be-
triebsratskdrperschaften abgeschlossenen einschld-
gigen Regelungen einzuhalten und dienstliche Anwei-
sungen nur auf Basis dieser Grundlagen zu geben.

-10 -



§ 8 Mitteilungspflicht

(1) Austibung von zusatzlichen Beschaftigungen:

a) Jede in kurzer Abfolge wiederkehrende zusatzliche
Erwerbstatigkeit, die Aufnahme eines Studiums oder
einer sonstigen Ausbildung sowie die Annahme eines
politischen Mandats*) sind im Vorhinein der Dienstge-
berin zu melden.

b) Die Austbung von zusétzlichen Beschaftigungen,
die die/den Dienstnehmerln an der klaglosen Erful-
lung ihrer/seiner Dienstpflichten hindert und/oder
betrieblichen Interessen schaden, ist nicht zulassig.

(2) Anderung der Personaldaten:

a) Jede Anderung von Personaldaten (Anderung des
Familiennamens, des Wohnortes, des Familienstandes
usw) ist unverziglich der Dienstgeberin zu melden.

b) Die Meldung erfolgt fir Angestellte des Ordinaria-
tes beim Personalservice, fur Angestellte der Caritas
bei der GeschaftsfUhrung, fur Angestellte anderer
Rechtspersénlichkeiten bei den fur ihre Personalange-
legenheiten verantwortlichen Stellen.

c) Der/dem unmittelbar Vorgesetzten ist diese Mel-
dung abschriftlich zu tbergeben.

*) Siehe GrundsatzerklGrung zur Vereinbarkeit von kirchlichem
Dienst und politischem Engagement fir Dienstnehmerlnnen im Bi-
schéflichen Ordinariat der Diézese Innsbruck

§ 9 Dienstverhinderung

(1) Die/der Dienstnehmerln ist verpflichtet, jede
Dienstverhinderung ohne Verzug ihrer/seinem Vorge-
sefzten zu melden und uber Verlangen einen Nach-
weis Uber Grund und Dauer der Dienstverhinderung
vorzulegen.

(2) Dauert eine Krankheit ldnger als drei Tage, ist un-
aufgefordert eine Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung
(gemaf Angestelltengesetz § 8 Abs 8) des behandeln-
den Arztes der jeweiligen Stelle vorzulegen.Kommt
die/der Dienstnehmerin dieser Verpflichtung nicht
nach, so verliert sie/er fir die Dauer der Dienstver-
sdumnis den Anspruch auf Enfgelt.

(3) Die/der Dienstnehmerln behdalt nach § 8, Abs (3)
Angestellfengesetz den Anspruch auf ihr/sein Entgelf,
wenn sie/er durch wichtfige ihre/seine Person betref-
fende Grinde ohne ihr/sein Verschulden wahrend ei-
ner verhdltnismaRig kurzen Zeit an der Leistung sei-
ner/ihrer Dienste verhindert ist.

(4) Fur nachstehende Ereignisse steht ihr/ihm bezahl-
te Freizeit in folgendem Ausmafs zu:

a) bei eigener Vermdahlung/Eheschlie-

BUNG o 3 Arbeitstage
b) beim Ableben eines nahen Familien-

angehoérigen (Partner, Kind, Eltern-

teil) o 3 Arbeitstage
c) beim Ableben von Geschwistern,

Grofs- und Schwiegereltern ............ 1 Arbeitstag
d) bei der Eheschliekung von Ge-

schwistern und eigenen Kindern ..... 1 Arbeitstag
e) bei Geburt oder Taufe eines eigenen

Kindes.....coooviiiiiiiiii 1 Arbeitstag
f) bei Wohnungswechsel, wenn ein ei-

gener Haushalt gefuhrt wird .......... 2 Arbeitstage

Diese genannten Arbeitstage gelten fur eine Beschaf-
tigung bei einer 5-Tage-Woche. Bei einer Verteilung
der fikfiven Arbeitszeit auf weniger als 5 Tagen pro
Woche sind die genannten Arbeitstage zu aliquotie-
ren, wobei immer auf volle Tage aufgerundet wird.
(Abs 4 idF 1.1. 2022)

(5) Die/der Dienstnehmerin hat Anspruch auf eine zu-
safzliche bezahlte Dienstfreistellung fur den Katastro-
phen- und Notfalleinsafz in Reffungs- oder Katastro-
phenhilfsorganisationen. Genauere Bedingungen
dieser Freistellung sind in einer Betriebsvereinbarung
zu vereinbaren.

§ 10 Urlaubsregelungen

(1) Grundsatzliches:

a) Jede(r) Dienstnehmerln erhdlt jahrlich einen Erho-
lungsurlaub nach den Bestimmungen des Urlaubsge-
sefzes in der jeweils gultigen Fassung.

b) Eine finanzielle Ablésung des Urlaubsanspruches
findet grundsatzlich nicht statt. Urlaube sollen még-

lichst nur in gréfkeren Zeitblécken konsumiert werden.
Bei tageweisem Verbrauch des Urlaubes wird eine fik-
tive Arbeitszeif von acht Stunden zugrunde gelegt, bei
Teilzeitbeschaftigung aliquot. Am Faschingsdienstag-
vormittag ist Urlaub halbtageweise méglich.
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c) Als Urlaubsjahr wird nach den Bestimmungen des
Urlaubsgesetzes in der jeweils gultigen Fassung fur
die Dienstnehmerlnnen des Bischoflichen Ordinaria-
tes anstelle des Arbeifsjahres das Kalenderjahr verein-
bart. Fur den Umstellungszeitraum gebulhren jeder/
jedem Dienstnehmerin ein voller Urlaubsanspruch
und zusatzlich ein anfeiliger Anspruch fir den Zeif-
raum vom Beginn des Dienstverhd&ltnisses bis zum En-
de des Kalenderjahres, in dem das Dienstverhdltnis
begonnen hat. Betragt dieser Zeitraum mindestens
sechs Monate, so gebuhrt auch ein voller Urlaubsan-
spruch fur diesen Zeitraum.

Fur die Dienstnehmerlnnen der Caritas gilt das Ar-
beitsjahr als Urlaubsjahr.

d) Der Verbrauch des Urlaubes ist dienststellenintern
und laut den Bestimmungen des Urlaubsgesetzes in
gegenseitigem Einvernehmen zwischen Dienstgeberin
und Dienstnehmerln zu vereinbaren. Auf den Dienst-
betrieb ist dabei Rucksicht zu nehmen. Die Anmeldung
des Urlaubes erfolgt schriftlich bei der/dem zustandi-
gen Vorgesetzten. Einigen sich Dienstgeberin und
Dienstnehmerln nicht, ist der Betriebsrat hinzuzuzie-
hen.*)

(2) Urlaubsausmafs:

a) Das Urlaubsausmaf betragt bei einer anrechenba-
ren Dienstzeit von weniger als 25 Jahren 30 Werktage

(= 25 Arbeitstage bzw 5 Wochen bei der in der Ditzese
Ublichen 5-Tage-Woche), ab dem vollendeten 25. Jahr
36 Werktage (= 30 Arbeitstage bzw 6 Wochen bei der in
der Di6zese Ublichen 5-Tage-Woche).

b) Fur die Erreichung des Anspruches auf 36 Werktage
(= 6 Wochen) gelten grundsatzlich die Bestimmungen
des Urlaubsgesetzes. Alle Dienstzeiten im Bischofli-
chen Ordinariatf, der Caritas, in Pfarren der Didzese
Innsbruck, als Religionslehrerin und bei Rechtspersén-
lichkeiten nach kanonischem Recht werden jedoch zur
Ganze als Berechnungsgrundlage herangezogen,
auch wenn diese unterbrochen worden sind.

Die sonstigen Anrechnungszeiten It Urlaubsgesetz
werden durch diese Zeiten nicht geschmalert.

c) Ein héheres UrlaubsausmaFk gebuhrt erstmals in je-
nem Kalenderjahr, in das der Uberwiegende Teil des
Arbeitsjahres fallt.

(3) Zusatzurlaub fur Dienstnehmerinnen mit Behinde-
rung:

Ein Invaliditatsurlaub wird zusafzlich zum gesetzlichen
Urlaub gewdhrt und betragt bei einer Behinderung

A 300 3 Arbeitstage,
AB 500 i 4 Arbeitstage,
AB 60 %0, 5 Arbeitstage.

*) UrlG § 4, (4)

§ 11 Dienstliche Verwendung

Die/der Dienstnehmerln ist verpflichtet, auch eine von
ihrem/seinem bisherigen Aufgabenkreis abweichen-
de Tatigkeit zu Ubernehmen, wenn diese im Rahmen
der ursprunglich vereinbarten Beschaftigungsart liegt

und fur die/den Dienstnehmerln keine unzumutbaren
Nachteile entstehen. Diese Anderung wird der/dem
Dienstnehmerln und dem Betriebsrat von der Dienst-
geberin in schriftlicher Form mitgeteilt.

§ 12 Versetzung

Die/der Dienstnehmerin kann unter Beachftung der
Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes § 101
in der jeweils gultigen Fassung aus dienstlichen Grin-
den an einen anderen Dienstort versetzt werden. Diese
Anderung wird der/dem Dienstnehmerin von der

Dienstgeberin in schriftlicher Form mitgeteilt. Die dau-
ernde Einreihung auf einen anderen Arbeitsplafz ist
laut Arbeitsverfassungsgesetz § 101 dem Betriebsrat
unverziglich mitzuteilen.

§ 13 Leitungsfunktionen

Fur Leitungsfunktionen werden Dienstnehmerlnnen,
unabhdngig vom Dienstverhdltnis, vorerst auf ein
Jahr, fur jede weitere Periode fur funf Jahre berufen.
Bei Abberufung von der Leitungsfunktion verliert
die/der Dienstnehmerln die leitungsspezifischen Ge-
haltsbestandteile (Leitungszulage). Weitere Regelun-
gen in Bezug auf die Leitungsfunktion sind in diesem
Kollektivvertrag § 14, (2), § 23 (2) und § 40 (9) zu finden.

Rahmenbedingungen fur Dienstposten, fur die die Re-
gelung ,Leitende Angestellte” im Sinne des Arbeits-
zeit- und Arbeitsruhegesetzes gelten, sind in einer Be-
triebsvereinbarung zu regeln und im Dienstposten-
plan zu kennzeichnen. Der Betriebsrat ist Uber diese
Posten und etwaige Anderungen unverziiglich zu in-
formieren.
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§ 14 Beendigung von Dienstverhaltnissen

(1) Die Beendigung des Dienstverhdlinisses erfolgt
nach den Bestimmungen des Angestelltengesetzes in
der jeweils gultigen Form

a) im Falle der Befristung durch Zeitablauf
b) durch einvernehmliche Lésung

c) durch Kundigung durch die Dienstgeberin oder
durch die Dienstnehmerln

d) durch vorzeitige Auflésung (Austritt oder Entlas-
sung)

e) bei Erreichen eines eigenen Pensionsanspruches
im Sinne des ASVG*)

f) durch den Tod der Dienstnehmerin/des Dienstneh-
mers.

(2) Die Beendigung des Dienstverhdltnisses seitens der
Dienstgeberin erfolgt nur durch den Generalvikar
oder die von ihm mit dieser Aufgabe befraufen Amfs-
leiterInnen.

(2a) Fur Dienstverhdltnisse, die bis 31.12. 2019 be-
grundef wurden, gilt, dass das Dienstverhaltnis von
der Dienstgeberin jeweils mit Ablauf eines Kalender-
vierteljahres unfer Einhaltung der gesetzlichen Kindi-
gungsfristen, von der/dem Dienstnehmerin mit dem
letzten Tag eines Kalendermonates unter Einhaltung
einer einmonatigen Kiindigungsfrist aufgelést werden
kann. Die Kindigungsfrist fir Amtsleitungen, Abfei-
lungs- und BereichsleiterInnen, in der Caritas auch
fur Dienststellenleiterinnen**) und Projektreferentin-
nen Welthaus**) betragt auf Dienstnehmerlnnenseite
3 Monate, auf Dienstgeberinnenseite mindestens
3 Monate.

(2b) Fur unbefristete Dienstverhdltnisse wie auch fur
befristete Dienstverhdltnisse mit einer ldngeren Befris-
tung als 6 Monate, die ab 1.1. 2020 begrindet wer-
den, kann das Dienstverhdaltnis sowohl durch den/die
Dienstnehmerin als auch durch die Dienstgeberin

am Letzten eines Kalendermonats aufgeldst werden.
Dabei gilt auf Dienstnehmerlnnenseite eine einmona-
tige Kundigungsfrist, auf Dienstgeberinnenseite die
gesetzlich vorgesehene Kindigungsfrist. Die Kundi-
gungsfrist fur Amtsleitungen, Abteilungs- und Be-
reichsleiterInnen, in der Caritas auch fur Dienststel-
lenleiterlnnen, und Projektreferenfinnen Welthaus be-
tragt auf Dienstnehmerlnnenseite 3 Monate, auf
Dienstgeberinnenseite mindestens 3 Monate. Diese in
Absafz 2a und 2b dieses Paragraphen genanntfen Lei-
tungsfunktionen — mit Ausnahme der Amtsleitfungen —
sind in der Betriebsvereinbarung und im Dienstpos-
tenplan zu kennzeichnen, die verlangerte Kindi-
gungsfrist fur die/den Dienstnehmerlin sind im Dienst-
vertrag festzuhalten.

(3) Fur die Gehaltsgruppen VII und VIl gilt abwei-
chend von obiger Regelung: Das Dienstverhdltnis
kann von Seiten der Dienstgeberin und der Dienstneh-
merin / des Dienstnehmers jeweils zum Monaftsletzten
unter Einhaltung der gesetzlichen Kindigungsfrist
aufgelost werden.

(4) Grunde fur die vorzeitige Entlassung sind im Sinne
von § 27 Angestelltengesetz grobe Verstofze gegen die
Dienstpflichten (siehe auch 4. / § 6 dieses Kollektivver-
trages). Dies schliekt die Wiedergutmachung eines
Schadens nach den gesefzlichen Bestimmungen nicht
aus.

(5) Mit Erreichen des 65. Lebensjahres scheidet die/
der Dienstnehmerln aus ihrem/seinem Dienstverhdlt-
nis aus. Dazu bedarf es einer fristgerechten Kundi-
gung durch die/den Dienstnehmerin. In besonders
begrindeten Einzelfallen kann das Dienstverhdltnis
vom Bischof bzw Generalvikar befristet verlangert
werden.

*) Alterspension, vorzeitige Alterspension wegen langer Versiche-
rungsdauer, Berufsunféhigkeitspension, Invaliditétspension

**) Far diese Gruppen gilt die 3monatige Kiindigungsfrist bei Selbst-
ktndigung fir Neuanstellungen ab 1. Jdnner 2014.

§ 15 Betriebsrat

(1) Die Dienstnehmerinnen der Dibdzese Innsbruck
wdhlen zur Verfretung ihrer Interessen einen Betriebs-
rat. Die Bestimmungen Uber die Organe der Dienst-
nehmerlinnenschaft, ihre Rechte und Pflichten sowie
die Wahlordnung sind im Arbeitsverfassungsgesetz in
der jeweils gultigen Fassung geregelt.

(2) Es wird eine Betriebsratsumlage gemak § 73 Ar-
beitsverfassungsgesetz in der Betriebsversammlung
beschlossen und eingehoben. Die Héhe des Dienstge-
berzuschusses wird einvernehmlich zwischen Dienst-
geberin und Betriebsrat festgelegt.
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5. ARBEITSZEIT

§ 16 Grundsatzliches

(1) Sémtliche Uber diesen Kollektivvertrag hinausge-
henden, die Arbeitszeit betreffenden Rahmenbedin-
gungen und Regelungen sind miftels eigener Be-
triebsvereinbarung(en) zu regeln.

Das sind:
a) die Arbeitszeitmodelle,

b) die tagliche und wochentliche Hoéchstarbeitszeit
sowie die Verteilung der Wochenarbeitszeit,

c) die Regelung fir voribergehend auftretenden be-
sonderen Arbeitsbedarf,

d) der Gleitzeitrahmen bei gleitenden Arbeitszeiten,

e) die Ubertragungsméglichkeiten (Zeitguthaben,

Zeitschulden),

f) die Ubertragungsfristen (Durchrechnungszeitréu-
me),

g) die Regelung fur regelmdafkige Turnus-, Nacht-,
Nachtbereitschafts- und Rufbereitschaftsdienste,

h) die Arbeitszeitregelungen fur das pddagogische
Personal in Kinderfageseinrichfungen,

i) die Arbeitszeitregelungen fir ambulante Dienste.

(2) Zeitguthaben aus Mehrarbeit, Uberstunden,
Nachtarbeit, Samstags-, Sonn- und Feiertagsarbeit
werden durch Zeitausgleich abgegolfen. Eine finanzi-
elle Abgeltung von Zeitguthaben in begrindeten Aus-
nahmefdllen muss im Vorhinein vereinbart werden.
Daflr braucht es die Bestatigung durch die Ordina-
riatskonferenz. Die finanzielle Abgeltung von nicht
verbrauchbarem Zeitguthaben und von Uberstunden
erfolgt nach den Bestimmungen des Arbeitszeitgeset-
zes und wird nach Ablauf der Ubertragungsfrist oder
bei Beendigung des Dienstverhdltnisses fallig.

(3) Die Fristen fur die Abgeltung von Mehrdienststun-
den, Uberstunden, Samstags-, Sonn-, Feiertags- und
Nachtarbeit sowie Rufbereitschaftsdiensten entspre-
chen den in der Betriebsvereinbarung fur das jeweils
vereinbarte Arbeitszeitmodell festgelegten Ubertra-
gungsfristen.

§ 17 Normalarbeitszeit

(1) Die wochentliche Normalarbeitszeit betragt far
vollzeitbeschaftigte Dienstnehmerinnen ohne Ruhe-
pausen 40 Stunden, die tagliche Normalarbeitszeit
acht Stunden.

(2) Als fiktive Arbeitszeiten gelten Montag bis Freitag
8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 Uhr. Betragt
die tagliche Arbeitszeit mehr als 6 Stunden, ist eine un-
bezahlte Ruhepause von mindestens 30 Minutfen ein-
zuhalten. Diese Ruhepause kann einvernehmlich auch
auf mehrere kleine Ruhepausen aufgefeilt werden.

(3) Bei fixen Arbeitszeiten kann mittels Betriebsverein-
barung die tagliche Hochst- und Normalarbeitszeit
auf 9 Stunden ausgedehnt werden, im Falle einer 4-
Tage-Woche, durch die eine ldngere Freizeitphase er-
moglicht wird, auch auf 10 Stunden tagliche Héchst-
und Normalarbeitszeit.

(4) Bei flexiblen Arbeitszeitmodellen und bei Gleitzeit-
modellen kann mittels Betriebsvereinbarung die tagli-

che Hoéchst- und Normalarbeitszeit auf 10 Stunden
ausgedehnt werden. Fur Sonderfalle kann mittels Be-
triebsvereinbarung eine Ausdehnung der Hoéchstar-
beitszeit auf 12 Stunden pro Tag bzw. auf 60 Stunden
pro Woche erméglicht werden.

(5) In folgenden Caritas-Einrichtungen kann far Mitar-
beiterinnen in der Befreuung die tégliche Normalar-
beitszeit durch Betriebsvereinbarung auf 12 Stunden
ausgedehnt werden: Haus Terra, Haus Mirjam, Wohn-
gemeinschaft Zams. Es gelten die Bestimmungen des
§ 4a Abs (4) lit 2 des Arbeitszeitgesetzes.

Fur diese Einrichtungen wird eine BV ermachtigt, die
tagliche Mindestruhezeit auf bis zu acht Stunden zu
reduzieren, wenn neben der entsprechenden Verlén-
gerung (Differenz auf elf Stunden Ruhezeit) einer an-
deren taglichen oder wéchentlichen Ruhezeit zusatzli-
che Mafnahmen (z.B. Zeitausgleich: Verlangerung
der Wochenendruhe) zur Sicherstellung der Erholung
vorgesehen sind.
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§ 18 Mehrarbeit, Uberstunden - Definition und Abgeltung

Mehrarbeit, Uberstunden, Samstags-, Sonn- und
Feiertagsarbeit kann zur Erledigung dringender und
unaufschiebbarer Arbeiten entsprechend den gesetz-
lichen Bestimmungen von den jeweils zusténdigen
Vorgesetzten angeordnet werden. Diese Anordnung
hat mit Rucksicht auf die persénlichen Bedurfnisse
der Dienstnehmerlnnen rechtzeifig zu erfolgen.
Mehrarbeit, Uberstunden, Samstags-, Sonn- und
Feiertagsarbeit sollte nach Moglichkeit vermieden
und auf das notwendige Mafs beschrankt werden.
Die gesetzlichen bzw die taglichen Hochstarbeitszei-
ten, die durch die Befriebsvereinbarung betreffend
Arbeitszeit ermoglicht werden, durfen nur bei Dienst-
fahrten und bei voribergehend auftretendem beson-
deren Arbeitsbedarf durch Betriebsvereinbarung*)
unfer Einhaltung der Bestimmungen des Arbeitszeit-
gesetzes Uberschritten werden.

Zuschlagspflichtige Uberstunden, Samstags-, Sonn-
und Feiertagsarbeit muss von der/dem jeweiligen
Vorgesetzten schriftlich angeordnet werden. Muss
diese aus dienstlich notwendigen Grinden ohne
Rucksprachemdéglichkeit geleistet werden, ist diese
der/dem jeweils zustindigen Vorgesetzten im Nachhi-
nein zum ehest méglichen Zeitpunkt zur Bestatigung
vorzulegen.

(1) Mehrarbeit (Mehrdienststunden) sind jene Arbeits-
zeiten, die im Rahmen der gesetzlichen Hochstarbeits-
zeiten und der durch die Befriebsvereinbarung er-
moglichten flexiblen Arbeitszeitmodelle oder im Ein-
vernehmen zwischen Dienstnehmerln und Vorgesetz-
ten Uber das Anstellungsausmaf hinaus geleistet wer-
den und keine Uberstundenleistung darstellen. Mehr-
arbeit wird ohne Zuschlag 1:1 abgegolten.

(2) Teilzeitbeschaftigte mit einem fixen Arbeitszeitmo-
dell bekommen einen Mehrdienststundenzuschlag in

der Hohe von 25% ab der ersten Mehrdienststunde,
aufler wenn sie im Einvernehmen mit der Dienstgebe-
rin Mehrdienststunden zur Erreichung Idngerer Frei-
zeitphasen leisten (zB zur Einarbeitung von Fensterta-
gen, l&dngere Freizeitphasen im Sommer usw). In die-
sem Fall stehen den Dienstnehmerinnen keine Mehr-
dienstzuschlage zu.

(3) Teilzeitbeschdaftigte mit einem gleitenden Arbeits-
zeitmodell mit Ubertragungsméglichkeiten innerhalb
von 3 Monaten bekommen einen Mehrdienstzuschlag
in der Héhe von 25% dann, wenn die geleisteten
Mehrdienststunden bis auf die durch die Betriebsver-
einbarung erlaubten Ubertragungsméglichkeiten in-
nerhalb des in der Betriebsvereinbarung festzusetzen-
den Zeitraumes von 3 Monaten nicht in Form von Zeit-
ausgleich vergutet werden kénnen.

(4) Bei Teilzeitbeschaftigten mit einem flexiblen Ar-
beitszeitmodell kann mittels Betriebsvereinbarung
der gesetzlich vorgesehene Zeitraum von 3 Monaten
auf ein Jahr ausgedehnt werden.

(5) Uberstunden sind von der/dem Vorgesetzten an-
geordnete Arbeitszeiten, die bei vollbeschaftigten Mit-
arbeiterinnen Uber die in der Betriebsvereinbarung
ermdglichte tégliche oder wéchentliche Arbeitszeit hi-
nausgehen. Uberstunden werden mit einem Zuschlag
von 50% 1:1,5 abgegolten. Bei Teilzeitbeschaftigten
beginnen Uberstunden mit einem Zuschlag von 50 %
erst dann, wenn sie auch bei einer vergleichbaren
Vollbeschaftigung beginnen wirden. Bis zur Héhe ei-
nes vollen Beschéftigungsausmafes gilt die 25 % Re-
gelung (Arbeitszeitgesetz, § 19d, Abs 3 bis 3e).

*) Betriebsvereinbarung betreffend Arbeitszeit

§ 19 Samstags-, Sonntags- und Feiertagsarbeit — Definition und Abgeltung

(1) Samstagsarbeit ist Arbeitszeit, die bei den Arbeits-
zeitmodellen mit fixer oder gleitender Arbeitszeit an
Samstagen zwischen 13.00 und 22.00 Uhr geleistet
wird. Diese wird mit einem Zuschlag von 50% 1:1,5
abgegolften. Einvernehmlicher Stundentausch zur Er-
reichung einer Idngeren Freizeitphase oder zur Einar-
beitung von Fenstertagen ist zuschlagsfrei. Die gesefz-
liche Wochenendruhe in der H6he von durchgehend
36 Stunden ist in jedem Fall einzuhalten oder eine Wo-
chenruhe in der darauf folgenden Woche in derselben
Hoéhe sicher zu stellen.

(2) Sonntagsarbeit ist Arbeitszeit, die zwischen 0.00
und 24.00 Uhr des jeweiligen Sonntages geleistet wird.
Grundsatzlich wird Sonntagsarbeit mit einem Zu-

schlag von 100% 1:2 in Zeit abgegolten. Bei man-
chen im Dienstpostenplan ausgewiesenen Dienstpos-
ten wird nicht regelmdaRige Sonntagsarbeit durch
sfundenweise finanzielle Zuschlédge abgegolfen. Bei
im Dienstpostenplan ausgewiesenen Dienstposten,
an denen auf Grund der Arbeitszeitvereinbarung hau-
fig (zweimal im Monat im Jahresdurchschnitt abzig-
lich Urlaub) Sonntagsarbeit anfallt, erhalten Dienst-
nehmerinnen eine finanzielle monatliche Sonntags-
pauschale, deren Hohe in den jeweils gultigen Anhén-
gen zu den Gehaltsschemata auszuweisen ist. Dassel-
be gilt fur Dienstposten, bei denen zwar weniger Sonn-
tagsdienste anfallen, bei denen aber auf Grund des
Dienstplanes eine freie Zeiteinteilung durch den/die
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Dienstnehmerln nicht méglich ist (gilt vor allem fur Be-
dienstete in Bildungshd&usern).

(3) Feiertagsarbeit ist Arbeitszeit, die zwischen 0.00
und 24.00 Uhr des jeweiligen Feiertages geleistet wird.
Diese wird gemdafR den gesetzlichen Bestimmungen
mif einem Zuschlag von 100% 1:2 abgegolfen. Bei
verschiedenen sozialen und pastoralen Diensten ist
auch regelmdaRkige Feiertagsarbeit moglich. Diese Ar-
beitszeitmodelle und die Abgeltung der geleisteten
Feierfagsarbeit sind mittels Betriebsvereinbarung zu
regeln.

(4) Die Zuordnung der jeweiligen Stelle und die da-
raus resultierende Form der Abgeltung sind im Dienst-
postenplan auszuweisen und in der Arbeitszeitverein-
barung festzuhalten. Beim Zusammenfallen mehrerer
Zuschlagskriterien (zB Uberstunden und Sonntagsar-
beit) erfolgt eine Kumulierung der jeweiligen Zuschla-
ge entsprechend den gesetzlichen Regelungen.

(5) Die Wochenendruhe oder ersatzweise die Wochen-
ruhe (mindestens 36 Stunden durchgehend) ist immer
den gesetzlichen Bestimmungen entsprechend einzu-
halten.

(6) Bei Dienstnehmerlnnen mit flexibler Dienstzeit un-
terliegen nur jene Sonn- und Feiertagsdienste den Zu-
schlagskriterien, bei denen es sich um nicht verschieb-
bare dienstliche Verpflichtungen handelt, die von den
jeweiligen zustadndigen Vorgesetzten ausdrucklich als
solche genehmigt sind. Freiwillige Sonntags- und
Feiertagsarbeiten unterliegen nicht den Zuschlagskri-
terien.

(7) Nachtarbeit ist Arbeitszeit, die zwischen 22.00 und
6.00 Uhr geleistet wird. Nachtarbeit wird mit einem Zu-
schlag von 100% 1:2 abgegolten.

Fur Reinigungspersonal gilt als Nachtarbeit der Zeit-
raum von 22.00 bis 5.00 Uhr. Die Detailbestimmungen
werden in der Betriebsvereinbarung Arbeitszeit fest-
gelegt.

§ 20 Turnus-, Nacht-, Nachtbereitschafts- und Rufbereitschaftsdienste

Fur Stellen, bei denen regelmdafig Turnus-, Nachf-,
Nachtbereitschafts- oder Rufbereitschaftsdienste er-
forderlich sind, sind in der Betriebsvereinbarung Ar-
beitszeit die Rahmenbedingungen zu regeln. Die Zu-
lagen sind im besoldungsrechtlichen Teil 8*) dieses
Kollektfivvertrages geregelt, die Héhe ist in den jeweils

gultigen Anhdangen zu den Gehaltsschemata auszu-
weisen.

*) 8. Besoldungs- und Gehaltsrechtlicher Teil, § 40, Zulagenregelun-
gen, Abs (4)

§ 21 Durchrechnungszeitrdume

Fur Dienstnehmerinnen mit weitgehender Flexibilitat
in der Arbeitszeitgestaltung (Flexibles Arbeitszeitmo-

dell) kann durch Betriebsvereinbarung der Durch-
rechnungszeitfraum auf ein Jahr ausgedehnt werden.

§ 22 Gleitzeitmodelle

Die im § 16, Abs (1) geforderten Rahmenbedingungen
sind in der Betriebsvereinbarung Arbeitszeit zu regeln.

Kernzeiten und Gleitzeiten sind in der jeweiligen Ar-
beitszeitvereinbarung laut § 24 festzusetzen.

§ 23 Ausnahmen vom Arbeitszeitgesetz und Arbeitsruhegesetz

(1) Lehr- und Erziehungskrafte an Unterrichts- und
Erziehungsanstalten (AZG, § 1, Abs (2) Z 6 und ARG
§ 1, Abs (2), Z 4):

Diese Regelung betrifft das pddagogische Personal in
Kindertageseinrichtungen. Fur diese ist eine eigene
Betriebsvereinbarung Arbeitszeit zu erstellen.*)

(2) Leitende Angestellte, denen mafkgebliche Fih-
rungsaufgaben selbstverantwortlich tbertragen sind
(AZG § 1, Abs (2) Z 8 und ARG § 1, Abs 2, Z 5):

Das bedeutet, dass flr diese Dienstnehmerlnnen die
Betriebsvereinbarung betreffend Arbeitszeit nicht
zwingend gilt. Es wird aber auch von Dienstgeberin
und Betriebsrat flr sinnvoll erachtet, dass sich Arbeits-
zeitvereinbarungen fiur leitende Angestellte im Sinne
des Arbeitszeitgesefzes und Arbeitsruhegesetzes nach
den Regeln der Betriebsvereinbarung betreffend Ar-
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beitszeit orientieren. In jedem Fall ist die Dienstgeberin
dazu verpflichtet, sowohl Arbeitszeitvereinbarung als
auch Uberstundenentgelt innerhalb der Grenzen der
Gufe-Sitten-Klausel des § 879 ABGB zu regeln.

*) siehe auch § 16, (1), h)

§ 24 Arbeitszeitvereinbarungen

(1) Unter Berucksichtigung der Erfordernisse der
Dienststelle und der personlichen Bedurfnisse der
Dienstnehmerin, des Dienstnehmers, ist zwischen
dem/der jeweiligen Vorgesetzten und der/dem
Dienstnehmerln im Einvernehmen mit dem Betriebsrat
ein Arbeitszeitmodell zu vereinbaren.

(2) Diese Arbeitszeitvereinbarung ist schriftlich festzu-
halten und abschriftlich dem Betriebsrat zu Uberge-
ben.

(3) Bei Errichtung oder Neustrukturierung einer
Dienststelle/Einrichtung bzw eines Arbeitsplatzes ist
mit dem Befriebsrat das Einvernehmen beztglich Ar-
beitszeitmodell dieser Dienststelle/Einrichtung bzw
des Arbeitsplatzes herzustellen.

§ 25 Arbeitszeitaufzeichnungen

(1) Die Dienstgeberin bzw im Auftrag der Dienstgebe-
rin die Dienstnehmerlnnen selbst sind verpflichtef,
Uber die gesamte Arbeitszeit Arbeitszeitaufzeichnun-
gen zu fuhren. Die Arbeitszeitaufzeichnung ist dem/
der unmittelbaren Vorgesetzten bis zum 15. des Folge-
monats vorzulegen. Krankenstéande, Urlaubstage uA
sind als fiktive Arbeitszeit (siehe § 17) zu berUcksichti-
gen.

(2) Die Dienstgeberin ist ihrerseits verpflichtet, die Ein-
haltung der Gesetze, des Kollektfivvertrages und der
jeweils gultigen Betriebsvereinbarung sicher zu stel-
len, die/der Dienstnehmerln ist verpflichtet diese ein-
zuhalten.

(3) Zuschlagspflichtige Arbeitszeiten sind unter Be-
rucksichtigung der Bestimmungen dieses Kollektivver-
trages*) extra auszuweisen.

(4) Mit der Ubergabe der Arbeitszeitaufzeichnung an
den/die unmittelbare/n Vorgesetzte/n sind die An-
spruche aus der Arbeitszeitaufzeichnung gegenuber
der Dienstgeberin geltend gemacht (Zeitausgleich,
Uberstunden, Mehrstunden, Zuschlége uA).

*) 5. Arbeitszeit, § 18 bis § 20

6. DIENSTFREISTELLUNG

§ 26 Didzesane dienstfreie Tage und Feiertage

(1) Dienstfreie Tage sind alle Samstage, Sonntage und
staatlichen Feiertage sowie zusdtzlich ohne Anrech-
nung auf den Erholungsurlaub:

a) Faschingsdienstagnachmittag

b) Grandonnerstag

c) Karfreitag

d) Heiliger Abend

e) Silvester

(2) Fur alle Mitarbeiterinnen, fur die bisher die DBO 85

(Gehaltsschema B) gegolten hat, gelten folgende zu-
satzliche freie Tage:

a) 19. Marz (Fest des Landespatrons)
b) Osterdienstag

c) 27. April (Fest des Didzesanpatrons)
d) Pfingstdienstag

e) 29.Juni (Peter und Paul)

f) Allerseelenvormittag

g) 27. Dezember
(Abs 2 idF 1. 1. 2021)
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(3) Journaldienstregelungen:
Wenn es die Bedurfnisse einer Dienststelle erfordern,
ist ein Journaldienst méglich. Wer an diesen zusatzli-

chen freien Tagen ganz- oder halbtégig arbeitet, er-
halt dafur einen Zeitausgleich im Verhaltnis 1: 1.

§ 27 Bildungskarenz und Freistellung gegen Entfall des Arbeitsentgelts nach dem
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG)

(1) Die Bildungskarenz nach AVRAG § 11 soll diézesa-
nen Dienstnehmerlnnen mit Einversténdnis der Dienst-
geberin berufliche Fort- und Weiterbildungsmafnah-
men ermoglichen, ohne das bestehende Dienstver-
haltnis beenden zu mussen.

(2) Dienstnehmerlnnen kénnen weiters eine Freistel-
lung gegen Entfall des Arbeitsentgelts nach AVRAG
§ 12 in Anspruch nehmen, far diese Freistellung sieht
das Gesefz eine Férderung aus Mifteln der Arbeitslo-
senversicherung oder des Arbeitsmarktservice vor.

§ 28 Pflegefreistellung

Ist der/die Dienstnehmerin nach Antritt des Arbeits-
verhdlinisses an der Arbeitsleistung wegen der not-
wendigen Pflege eines/einer erkrankten nahen Ange-
horigen nachweislich verhindert, so besteht der An-

spruch auf Fortzahlung des Entgelts nach § 16 Abs (1)
Urlaubsgesetz auch dann, wenn der/die nahe Ange-
hoérige nicht im gemeinsamen Haushalt lebt.

§ 29 Pflegekarenz / Pflegeteilzeit / Familienhospizkarenz nach dem
ArbeitsvertragsrechtsAnpassungsgesetz (AVRAG)

(1) Bei nachgewiesener Pflegenotwendigkeit in der ei-
genen Familie (Ehepartnerin, Eltern, GroReltern, Kin-
der), fur die der gesetzliche Pflegeurlaub nicht aus-
reicht bzw die Voraussetzungen fir die Familienhos-
pizkarenz nicht gegeben sind, steht der/dem Dienst-
nehmerlin Pflegekarenz zu: ein Anspruch auf die Halfte
der Abfertigung bei Kiindigung durch die/den Dienst-
nehmerin oder die Gewdhrung einer Karenzzeit bis
max. zwei Jahre ohne Bezlige und Sozialleistungen
und ohne Anerkennung dieser Zeit fur sémfliche ar-
beitszeitabhdngigen Rechtsanspriche, das Recht
zum Wiedereintritt und auf Beschaftigung in einer ver-
gleichbaren Tatigkeit unter Mitnahme der im friheren
Dienstverhdltnis erworbenen Rechte.

(2) Zusatzlich besteht der gesetzliche Anspruch auf
Familienhospizkarenz (Begleitung von sterbenden An-
gehoérigen oder schwerstkranken Kindern) durch He-
rabsetzung der Arbeitszeit, durch Anderung der Lage
der Normalarbeitszeit oder durch Karenz nach den
gesetzlichen Bestimmungen des AVRAG § 14. Zeiten
der Familienhospizkarenz sind bei dienstzeitabhdangi-
gen Ansprichen mit zu berlcksichtigen (Bemessung

der Kundigungsfrist, Entgeltforfzahlung im Krank-
heitsfall, Urlaubsausmaf, Abfertigung alt).

(3) Nach 3 Monaten ununterbrochenem Arbeitsver-
haltnis steht der/dem Dienstnehmerln Pflegeteilzeit
nach den Regelungen des § 14d AVRAG fur die Pflege
und/oder Betreuung von

a) nahen Angehdrigen mit Pflegegeldbezug ab der
Stufe 3 oder

b) demenziell erkrankten oder minderjdhrigen nahen
Angehdrigen mit Pflegegeldbezug der Stufe 1 zu.

Als nahe Angehérige gelten (verheiratete und einge-
tragene, sowie Lebens-)Partner und Partnerinnen, de-
ren Kinder, Eltern, Grofseltern, Adoptiv- und Pflegeel-
tern, Kinder, Enkelkinder, Stiefkinder, Adoptiv-, Wahl-
und Pflegekinder, sowie Geschwister, Schwiegereltern
und Schwiegerkinder.

Bei der Vereinbarung von Beginn, Dauer, Ausmaf und
Lage der Teilzeitbeschaftigung sind die betrieblichen
Interessen und die Inferessen des/der Dienstnehmer/
in zu berucksichtigen.

§ 30 Elternkarenz und unbezahlter Urlaub im Anschluss an die Elternkarenz,
~Papamonat”

(1) Matter oder Vater kénnen unmittelbar anschlie-
Rend an die gesetzliche Elternkarenz einen unbezahl-
ten Urlaub in Anspruch nehmen.

(2) Dieser unbezahlte Urlaub wird langstens bis zum 3.
Geburtstag des Kindes unter Entfall sémtlicher Ent-
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geltanspriche und ohne Anspruch auf einen Erho-
lungsurlaub gewdahrt.

(3) Dieser unbezahlte Urlaub wird fir dienstzeitgebun-
dene arbeitsrechtliche Anspriche nicht bertcksich-
tigt, fur die Vorrickung jedoch laut den Bestimmun-
gen des § 38 (Abs 5) zu 50 %.

(4) Im Anschluss an diesen unbezahlten Urlaub be-
steht der gleiche arbeitsrechtliche Kiindigungsschutz
wie zu Ende der arbeitsrechtlichen Karenz It MSchG,
KU-ErwG und VKG.*)

Fur Dienstnehmerinnen, die der alten Abfertigungsre-
gelung unterliegen, besteht nach diesem unbezahlten
Urlaub bei Selbstkiindigung 3 Monate vor dem verein-
barten Ende der Abfertigungsanspruch in der Hohe,

den sie enfsprechend § 44 dieses Kollektivvertrages
bei Kindigung zum Ende der arbeitsrechtlichen Ka-
renz hatten. Dienstnehmerlnnen, die in das Mitarbei-
terinnenvorsorgegesetz fallen, nehmen den bisheri-
gen Anspruch mit. Fur die Zeiten des unbezahlten Ur-
laubes werden von der Didzese Innsbruck keine Bei-
tradge an die MitarbeiterInnenvorsorgekasse bezahlt.

(5) Es besteht Anspruch auf den sogenannten ,,Papa-
monat” gemdafk § la VKG in der Fassung vom
05.12.2019. Die Regelungen und Bestimmungen des
§ 1a VKG sind entsprechend anzuwenden.

*) Mutterschutzgesetz, Karenzurlaubserweiterungsgesetz, Vaterka-
renzgesetz

§ 31 Sabbatzeit

Diozesane Mitarbeiterinnen haben die Moglichkeit,
einen Antrag auf eine Sabbatzeit (geblockte Freistel-
lung) in Anspruch zu nehmen, wenn dem kein wichti-
ger dienstlicher Grund entgegensteht.

Diese Sabbatzeit soll dazu dienen, eine personliche
»~Auszeit” zu nehmen, um nach vielen Dienstjahren sich

geistig, korperlich und spirituell neu zu orientieren
und neue Kraft zu gewinnen.

Die Ausfuhrungsbestimmungen sind in einer Befriebs-
vereinbarung zu regeln.

7. AUS-, FORT- UND WEITERBILDUNG, SUPERVISION

Alle diesbezliglichen Ausfihrungsbestimmungen sind mittels Betriebsvereinbarung zu regeln.

§ 32 Aus-, Fort- und Weiterbildung

(1) Jede(r) Dienstnehmerin hat die Verpflichtung, sich
fachlich, persénlich und spirituell weiterzubilden, um
ihren/seinen Aufgaben gerecht zu werden. Die
Dienstgeberin unferstufzt und motivierf zum Besuch
von fur die Erfullung des Arbeitsauftrages forderlicher
Fort- und Weiterbildung gemdafk den in der Betriebs-
vereinbarung festgelegten Richtlinien.

(2) Wird fur die Fort- und Weiterbildung einer Dienst-
nehmerin/eines Dienstnehmers von der Dienstgeberin
ein hoherer Beitrag als jahrlich vorgesehen investiert,
kann die Dienstgeberin die Unferzeichnung einer Aus-
bildungsrickerstattungsklausel nach den Bestimmun-
gen der Betriebsvereinbarung verlangen.

§ 33 Supervision

(1) Far Dienstnehmerinnen der Dibézese Innsbruck be-
steht die Moglichkeit zur Supervision. Vor allem fur
Dienstnehmerlnnen im Bereich der Beratung und Be-
gleitung von Menschen ist Supervision als berufsbeg-
leitende Reflexion ihrer Arbeit zu empfehlen, weiters
far Dienstnehmerlinnen, die neu in den Beruf einstei-
gen bzw neue berufliche Aufgaben ubernehmen.

(2) Supervisionsvorgange sind bezuglich ihrer Zweck-
maRkigkeit und eines sparsamen Einsatzes von Zeit und
Mitteln eigens zu begrinden.

(3) Die Dienstgeberin unterstutzt Supervision gemafk
den Richtlinien einer abzuschliekenden Betriebsver-
einbarung.
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8. BESOLDUNGS- UND GEHALTSRECHTLICHER TEIL

§ 34 Laufende Bezlge

Der monatliche Bezug sefzt sich zusammen aus dem
Grundgehalt entsprechend der Gehaltsgruppe und
Gehaltsstufe sowie allfalligen Zulagen und Sozialleis-
tungen entsprechend Dienstvertrag. Gehaltsgruppen,
Gehaltsstufen, Zulagen, Sozialleistungen u.A. sind im
Anhang 1 zum Gehaltsschema A*) festgesetzt. Dieser
Anhang ist ein integrierter Bestandteil des Kollektiv-
vertrags.

Die Anpassung der Bezlige (Gehaltsgruppen und Ge-
haltsstufen) muss jahrlich neu verhandelt werden.
Der laufende Bezug wird im Nachhinein zum Monats-
letzten angewiesen.

(idF 1. 1. 2022)

*) Ausnahmen siehe 8. / § 36

§ 35 Sonderzahlungen - Weihnachtsgeld, Urlaubszuschuss

Der/dem Dienstnehmerln gebuhrt fir jedes Kalender-
vierteljahr eine Sonderzahlung (Urlaubszuschuss,
Weihnachtsgeld) in der Héhe von 50 vH des Durch-
schniftsbezuges des laufenden Kalendervierteljahres.
Nicht mit eingerechnet werden freiwillige Sonderzah-
lungen und sémtliche Sozialleistungen (zB Sachbezl-

ge, Fahrtkostenzuschusse, Essenszuschusse, Zuschus-
se fur Zukunftssicherung u A).

Urlaubszuschuss und Weihnachtsgeld (Sonderzahlun-
gen 13. und 14. Bezug) werden viertelj@hrlich (Marz,
Juni, September und November) angewiesen.

(idF 1. 1. 2022)

§ 36 Gehaltsschemata

Grundsatzlich gilt fur alle Dienstnehmerinnen das Ge-
haltsschema A im Anhang Nummer 1.
Ausgenommen von der Anwendung des Gehaltssche-
mas A - Anhang Nr 1, sind alle jene Dienstnehmerin-
nen, die nach den nachstehend angeftuhrten Gehalts-
schemata zu entlohnen sind:

(1) Gehaltsschema B (bisherige Bezligeordnung
DBO 85) gilt fur alle Dienstnehmerinnen, die vor dem
1.1. 97 eingetreten und nicht in die ab diesem Zeit-
punkt gultige DBO 97 Ubergetreten sind. Die Einstu-
fung in die jeweilige Verwendungsgruppe dieses Ge-
haltsschemas sowie die damit verbundenen Vorri-
ckungen, Zahlungen von Biennien und Treuezulagen
sind im Anhang Nr 2 festgelegt. Mit dem Ausscheiden
des/der letzten Dienstnehmerin dieser Beziigeord-
nung erlischf die Gultigkeit des Gehalfsschemas B.

(2) Gehaltsschema C gilt fur alle padagogischen Mit-
arbeiterinnen in Kindertageseinrichtungen, die An-

spruch auf die Ferienregelung laut § 102 (2) und
§ 110 (2) des Tiroler Gemeindevertragsbediensteten-
gesefzes 2012 i.d.g.F. haben und deren Eintrittsdatum
vor dem 31. Dezember 2021 liegt.

(Abs 2 idF 1.1. 2022)

(3) Gehaltsschema D gilt fur Praktikantinnen, die in
Pfarren oder anderen Einrichtungen der Didézese Inns-
bruck ihr Pastoralpraktikum absolvieren oder andere
Praktika in diézesanen Einrichtungen leisten. Diese
Schemata sind im Anhang Nr 4 festgelegt.

(4) Gehaltsschema E Lehrlinge, Anhang Nr 5

(5) Sondervertrage - fur alle Dienstnehmerlnnen, die
zum Zeifpunkt des Abschlusses des Kollektivverfrages
anderslautende Bestfimmungen bzw die Anwendung
von anderen Dienst- und Besoldungsordnungen oder
Kollektivvertradgen in ihren Dienstvertrdgen vereinbart
haben.

§ 37 Gehaltsgruppen

(1) Der Kollektivvertrag der Diézese Innsbruck*) um-
fasst verschiedene Gehaltsgruppen, welche die unter-
schiedliche Dienstverwendung berucksichtigen. Die
Einsfufung in eine bestimmfe Gehaltsgruppe setzf
den Nachweis einer entsprechenden Vorbildung oder
Praxis voraus, wird aber nicht automatisch aufgrund
von Schulbildung oder Praxis, sondern nach Mafkgabe

der tafséchlichen Verwendung enfsprechend dem
Dienstpostenplan verfagt oder geéndert.

(2) Im europdischen Ausland erworbene Ausbildungs-
abschlisse werden den 6sterreichischen Ausbildungs-
abschlUssen gleichgestellt.
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(3) Aufgrund der konkreten Situation in einer Einrich-
tung, Dienststelle oder Region oder bei Vorliegen ei-
ner besonderen Bewerberlnnen- oder Personalsitua-
tion kann bei einer anstehenden Neubesetzung voru-
bergehend und befristet vom Dienstpostenplan abge-
sehen werden: Eine diesbeziigliche Anderung gegen-
Uber dem Dienstpostenplan nach unten beschliefst die
Ordinariatskonferenz mit Information an das Konsisto-
rium, eine Anderung nach oben beschliekt das Konsis-
torium. Uber beabsichtigte Anderungen wird der Be-
triebsrat informiert.

(4) Wenn ein(e) Dienstnehmerln, die im Dienstposten-
plan fur eine Gehaltsgruppe geforderten Ausbil-
dungsabschlusse nicht mitbringt, sondern sich die
Qualifikation im zweiten Bildungsweg oder durch
langjdhrige Praxis erarbeitet hat oder noch erarbei-
ten will, erfolgt die Einstufung bei Dienstantritt eine
Stufe unter der im Dienstpostenplan vorgesehenen
Gehaltsgruppe.

(5) Nach einer angemessenen Zeit der Bewdhrung
und der Einarbeitung (2 bis 5 Jahre), die bei Dienstan-
tritt festgelegt wird, kann die Differenz zwischen der
tatsachlichen Einstufung und der im Dienstpostenplan
vorgesehenen Einstufung durch eine auf die Dauer
der enfsprechenden Tatigkeif befristete Erg&inzungs-
zulage ausgeglichen werden. Die Entscheidung frifft
die Ordinariatskonferenz.

(6) Bei besonders qualifizierten Dienstnehmerlnnen
kann in Ausnahmefallen bei der Anstellung vom ge-
forderten Ausbildungsabschluss Abstand genommen
werden (besonders bei der Gewinnung von Spezialis-
tinnen oder Fuhrungskraften).

Gehaltsgruppe |

Dienstnehmerlnnen mit entsprechendem und fir ihre
Tatigkeit gefordertem Hochschulabschluss (mindes-
tens Diplomstudium oder Master)

Fachreferentin, Richterln im Diézesangericht, Juristin,
Controllerin, Pfarrkuratorln und Pastoralassistentin in
den verschiedenen Seelsorgebereichen mit abge-
schlossenem Hochschulstudium, Bauingeneurln mit
akademischen Abschluss, Leiterln Bildungseinrich-
tung (Bildungshé&user, KBW uA), Redaktionsleiterin Kir-
chenzeitung, Domkapellmeisterin, Domorganistin,
Bereichsleiterin Caritas, Psychologln, Schulleiterin,
Geschdaftsfuhrerln Caritas, Wirtschaftliche/r Leiterin
Caritas

Gehaltsgruppe Il

Dienstnehmerlnnen mit einer auf Maturaniveau auf-
bauenden, geforderten, mindestens zweijdhrigen
Fachausbildung (Abschluss Baccalaureat oder Ba-
chelor) - Fachhochschule, Padagogische Hochschule

oder Universitat, Sozialakademie, Seminar fur kirchli-
che Berufe, uA)

Fachreferentin, Journalistin, Leiterin Abteilung Daten-
verarbeitung, Pdadagogische(r) Mitarbeiterln, Ge-
schéftsfihrerin in Bildungseinrichtungen u. A., Pfarr-
kuratorln und Pastoralassistentln in den verschiede-
nen Seelsorgebereichen ohne Hochschulabschluss,
Sozialarbeiterln, Sozialpddagogln, Ergotherapeufin,
Physiotherapeutin, Regionalverantwortliche(r) Cari-
tas, Erzieherln, Projektbearbeiterin, Sonderkindergar-
tenpédagogln, Sozialpaddagogische(r) Familienhelfe-
rin, Facharbeiterln in der offenen Jugendarbeit

Gehaltsgruppe lll

Dienstnehmerinnen mit gefordertem Maturaniveau
und entsprechender persoénlicher und fachlicher
Kompetenz

Organisationsreferentln, StellenleiterIn Kirchenbei-
trag, technische, graphische oder kaufmdnnische
Mitarbeiterln mit Maturaniveau (HTL, HAK, HBLA...), Bi-
lanzbuchhalterln, Pfarrkoordinatorin/Pfarrhelferin/
JugendleiterIn mit geforderter einschlégiger Qualifi-
kation, Kindergarten-, Hort-, Kinderkrippenpddago-
gln, wenn sie/er nur Anspruch auf den gesetzlichen
Jahresurlaub hat, Lernhilfe, Jugendbetreuerin in Ju-
gendzentren

Gehaltsgruppe IV

Dienstnehmerinnen mit geforderter mindestens zwei-
jahriger Fachausbildung (Handelsschule, Fachschu-
le, Lehrabschluss uA) und Tatigkeit in im Dienstpos-
tenplan einschlagig ausgewiesenen Aufgabenberei-
chen

Organisationsassistentin, Kursorganisatorln Erwach-
senenbildung, Finanzbuchhalterln, Kichenchefin,
Pfarrkoordinatorin/Pfarrhelferin/Jugendleiterin ohne
geforderte einschldgige Qualifikation, Behinderten-
pddagogln, Familienhelferln, Altenfachbetreuerin,
Diplom-Sozialbefreuerin, Diplom-Gesundheits- und
-Krankenpflegerln, Arbeitsanleiterin (Abrakadabra)

Gehaltsgruppe V

Dienstnehmerinnen mit geforderter mindestens zwei-
jahriger Fachausbildung (Handelsschule, Fachschu-
len, Lehrabschluss uA)

Sekretarln, Kirchenbeitragsmitarbeiterln, Kellnerin,
Hausmeisterin mit einschlagiger Berufsausbildung,
Koch/Kéchin, Buchhalterln, Sozialfachbetreuerln,
Einsatzleitung Tagesmutter

Gehaltsgruppe VI

Dienstnehmerinnen, ohne geforderte oder maximal
einjahrige einschlagige Ausbildung, die manuelle Ar-
beiten, Biiroarbeiten oder Betreuungsaufgaben im
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erzieherischen, sozialen oder pflegerischem Bereich
innerhalb eines vorgegebenen Rahmens selbsténdig
ausfuhren

Servicekraft, Hausmeisterln, Beikoch/Beikdchin, Blro-
krafte, Rezeptionistin, Dienstnehmerln in der Telefon-
vermiftlung, Aushilfe, Assistentln in Kindertagesein-
richtungen, wenn sie/er nur Anspruch auf den gesetz-
lichen Jahresurlaub hat, Pflegehelferin

Gehaltsgruppe VII

Dienstnehmerinnen mit vorwiegend manueller Tatig-
keit

Kuchenhilfe, Zimmerservice in Bildungshdusern, Mes-
nerln, Aushilfe, Heimhelferln

Gehaltsgruppe VIii

Reinigungspersonal, Aushilfe

*) Ausgenommen davon sind alle jene Dienstnehmerinnen, die unter
die Bestimmungen des § 36, Abs (1), (2), (3), (4) und (5) fallen, far die-
se gelfen die Bestimmungen der jeweiligen Anhdnge.

§ 38 Vordienstzeiten sowie Stichtagsregelung

Der Vorruckungsstichtag wird dadurch ermittelt, dass
dem Tag der Anstellung folgende Zeiten im angege-
benen Ausmafy vorangesetzt werden, wobei ein und
derselbe Zeitraum nicht mehrfach berlcksichtigt
wird. Schulzeiten werden ab dem vollendeten 18. Le-
bensjahr berucksichtigt.

(1) Fur die Gehaltsgruppen | bis VI werden beruflich
einschlagige Vordienstzeiten, Berufstatigkeiten, schu-
lische Ausbildungen oder ein abgeschlossenes Stu-
dium (das Héchstausmak fur die Anrechnung von
Ausbildungen und Studien richtet sich nach der ge-
sefzlichen Mindeststudien- oder Mindestausbildungs-
dauer) zur Ganze, sonstige berufliche Vordienstzeiten
bis zu einem Hoéchstausmafk von drei Jahren mit 50 %,
maximal 1,5 Jahren angerechnet, insgesamt bis zu ei-
nem Héchstausmafk von zehn Jahren.

(2) Bei den Gehaltsgruppen VIl bis VIII werden beruf-
lich einschlégige Vordienstzeiten, Berufstatigkeiten
oder schulische Ausbildungen bis zu einem Hochst-
ausmaf von drei Jahren zur Halfte angerechnet.

(3) Vordienstzeiten im Bischéflichen Ordinariat, der
Caritas, in Pfarren, als Religionslehrerln und bei

Rechtspersénlichkeiten nach kanonischem Recht wer-
den zur Génze angerechnet.

(4) Zeiten des ordentlichen Prasenz-, Zivil- oder Ent-
wicklungsdienstes werden mit maximal einem Jahr
angerechnet.

(5) Bei ab 1. 1. 2009 neu eintretenden Dienstnehmerin-
nen werden Kindererziehungszeiten inkl Karenzzeiten
und unbezahltem Urlaub in Anschluss an die arbeits-
rechtliche Karenz, wahrend derer keiner Erwerbstatig-
keit nachgegangen worden ist, mit 50 %, maximal
4 Jahren angerechnet, wenn dadurch ein Héchstaus-
mak von 12 Jahren aus (1), (2), (4) und (5) bei den Ge-
haltsgruppen | bis VI und das Hoéchstausmaf von
5% Jahren bei den Gehaltsgruppen VIl und VIl nicht
Uberschritten wird.

(Abs 5 idF 1.1. 2022)

(6) Fur Dienstverhdltnisse von Aushilfskraften unter 30
zusammenhdngenden Kalendertagen entfallt eine
Vordienstzeitenanrechnung und ein Anspruch auf Zu-
lagen It. §§ 40 (1), (2), (5), (7) bis (10) und 41 dieses Kol-
lektivvertrags. Die Einstufung und Entlohnung erfolgt
mit der Gehaltsstufe 1 der jeweiligen Gehaltsgruppe.
(Abs 6 gilt ab 1. 1. 2022)

§ 39 Vorriuckungen*)

(1) Die/der Dienstnehmerln ruckt jeweils nach zwei
Jahren in die ndchst hohere Gehaltsstufe ihrer/seiner
Gehaltsgruppe vor.

(2) Die Vorruckung findet an dem auf die Vollendung
des zweijahrigen Zeitraumes nachstfolgenden 1. Jan-
ner oder 1.Juli statt (Vorrickungstermine). Die zwei-
j@hrige Frist gilt auch als vollendet, wenn sie in den fol-
genden drei Monaten, dh bis zum 31.Mdarz bzw
30. September erreicht wird.

(3) Die Elternkarenzen, die im aufrechten Dienstver-
haltnis mit der Didzese angefreten werden oder wur-
den, werden im Ausmaf der gesefzlichen Karenz fur
folgende Rechtsanspriche, die nach der Dauer der
Betriebszugehdrigkeit bemessen werden, voll ange-
rechnet: Kindigungsfrist, verlangerte Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall, Urlaubsausmafs, Jubildums-
geld. Bezuglich Urlaubsausmaf trifft dies auch dann
zu, wenn die erste Elternkarenz wdhrend eines frihe-
ren Dienstverhdltnisses mit der Didzese Innsbruck oder

*) Ausnahmen: Gehaltsschema B, Gehaltsschema C, Gehaltsschema D, Gehaltsschema E und Sondervertrége
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anderen Rechtspersdnlichkeiten nach § 1 / Abs 2 in
Anspruch genommen worden ist.

Selbiges gilt fur Zeiten der Familienzeit (sog. ,Papa-
monat”) nach Familienzeitbonusgesetz.

(4) Alle Zeiten der Elternkarenz, Familienhospizkarenz
und Pflegekarenz, die ab dem 1.Janner 2012 begin-
nen, werden fur Vorrickungen zur Ganze angerech-
net.

§ 40 Zulagenregelungen

Diese Zulagen gelten grundsatzlich fur alle Gehalts-
schemata, auker es sind fur einzelne Zulagen in den
jeweiligen Gehaltsschemata oder Sondervertragen
andere Regelungen vorgesehen.

(1) Aukendienstzulage:

Als Aufsendienst gelfen alle Dienstverpflichtungen, die
aufierhalb der Gemeindegrenzen des Dienstortes in
erheblichem Ausmafs anfallen. Der Anspruch auf die-
se Zulage ist in der Dienstpostenbeschreibung grund-
satzlich festzulegen.

(2) Kinderzulage (KZL)

a) Dienstnehmerlnnen, die selbst oder der andere El-
ternteil far Kinder, fur die Unterhaltspflicht besteht,
Anspruch auf staatliche Familienbeihilfe haben, steht
bis zu einer Obergrenze des Grundgehaltes von
150 % der Gehaltsgruppe Il / Gehaltsstufe 1 (Gehalt
und eventuell zustehende Ergdnzungszulage) dem
Beschaftigungsausmak entsprechend (aliquotiert) ei-
ne Kinderzulage zu. Als Berechnungsgrundlage wird
das tatséchliche Gehalf herangezogen. Der Anspruch
auf Kinderzulage ist durch eine Bestatigung der Ge-
wdahrung der staatlichen Familienbeihilfe nachzuwei-
sen, ersatzweise wird bis zu einem Jahr nach dem Aus-
laufen der Familienbeihilfe der Nachweis einer Mitver-
sicherung akzeptiert.

b) Alleinverdienerinnen und Alleinerzieherlnnen (It.
EStG.) erhalten unabhdangig vom Anstellungsausmaf
und unabhdngig einer Obergrenze des Grundgehal-
tes von 150 % der Gehaltsgruppe lll / Gehaltsstufe 1
(Gehalt und eventuell zustehende Erganzungszulage)
die volle Kinderzulage.

c) Kinderzulage plus (vormals Haushaltszulage)
Alleinverdienerlnnen mit Kind(ern) oder Alleinerziehe-
rinnen (It. EStG) bis zu einer bestimmten Obergrenze
des Grundgehaltes und einer eventuell zustehenden
Ergénzungszulage in der Hohe von 150% der Ge-
haltsgruppe lll / Gehaltsstufe 1 steht die Kinderzulage
plus zu.

d) Dienstnehmerinnen, die weitere Anstellungen in der
Diozese Innsbruck oder bei anderen Rechtspersonen
haben, die diesem Kollektivvertrag unterliegen, und
die einen Anspruch auf eine Zulage gemdF a), b) oder
c) haben, erhalten diese Zulage anteilsmdéfiig pro
Dienstverhdltnis.

[d) idF 1. 1. 2022]

(3) (entféllt mit 1. 1. 2021)

(4) Zulagen fur Nacht-, Nachtbereitschafts-, Sonn-
und Feiertags-, Turnus- und Rufbereitschaftsdienste:
Bei Turnusdiensten und mobilen sozialen Diensten
werden folgende Zulagen gewdhrt, sofern fur diese
geleisteten Dienstzeiten keine Uberstundenzuschlége
zustehen: Sonn- und Feiertagszulage: 1,8 v.T. pro
Stunde, Nachtdienstzulage bei wachen Nachtdiens-
ten: 18,9 v.T. pro Nacht, Nachtbereitschaftsdienstzula-
ge 18,9 v.T. pro Nacht, Rufbereitschaftszulage 1,8 v.T.
pro Stunde des Gehaltes der Gehaltsgruppe Ill / Ge-
haltsstufe 1.

(5) Personenbezogene Fachzulage:

Diese gebuhrt fur eine auferordentliche fachliche
Qualifikation von grofkem betrieblichem Nutzen, die
in einem Teilbereich Uber die im Dienstpostenplan
vorgesehene allgemeine Qualifikation hinausgeht,
wo aber eine generelle héhere Einstufung nicht még-
lich ist. Die Fachzulage, auf die kein Rechfsanspruch
besteht, ist personbezogen und im Einzelfall von der
Ordinariatskonferenz zu beschliefsen; ihre Hohe orien-
tiert sich an der Leifungszulage fur Dienststellenleiter-
Innen. Wenn einem/einer Dienstnehmerin eine Fach-
zulage gewdhrt wird, ist der Betriebsrat dartber zu in-
formieren.

(6) Pflegedienstzulage:

Die Pflegedienstzulage erhalten alle diplomierten Ge-
sundheits- und Krankenschwestern sowie Gesund-
heits- und Krankenpfleger. Sie betrégt 6 % der Ge-
haltsgruppe 11l / Gehaltsstufe 1.

(7) Ergénzungszulage:

Eine Ergé@nzungszulage ist eine auf bestimmte Zeif
oder auf Dauer gewdhrte Aufzahlung auf héhere Ge-
haltsstufen. Diese gebUhrt laut § 37 Abs 5 Dienstneh-
merinnen, die bei Dienstantritt die im Dienstposten-
plan fur eine Gehaltsgruppe geforderten Ausbil-
dungsabschlusse nicht mitbringen. Fir bestimmte Be-
rufsgruppen kann die dauernde Gewdhrung einer Er-
gdnzungszulage im Dienstpostenplan festgesetfzt wer-
den.

(8) Sonstige Zulagen:

Weitere Zulagen bedlrfen einer Befriebsvereinba-
rung. Individuelle Regelungen bedurfen der Abspra-
che mit dem Betriebsrat.
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(9) Leitungszulage:

Dienststellen-, Abteilungs-, Bereichsleiterinnen erhal-
ten fur die Dauer ihrer Fuhrungsfunktion eine Lei-
tungszulage.

Die Leifungszulage betrégft je nach Einstufung im
Dienstpostenplan fur

Lo 5% C . 20%
Do 10% B.vioiiiiiiieiienn 25%
Lo B 15% A 30 %

der Gehaltsgruppe Il / Gehaltsstufe 1.

Kriterien zur Bewertung der Leitungszulage:

Bei Dienststel- 1 = 0 Punkte
lenleiterlnnen 2-3 | =1 Punkt
ist die Zahl der

Mitarbeiterin- 4-5 |= 2 Punkte
nen mqf;geb_ 6—7 = 3 Punkte
lich, bei Abtei- | 8-9 |=4 Punkte

lungs-/ Be-
reichsleiterin-
nen die Zahl
der Dienststel-
len.

ab 10| = 5 Punkte

Ehrenamtliche 0-3 Punkte
Mitarbeiterin-
nen, zusdtzli-

che Aufgaben

und Projekte....

Organisation
der Dienststel-
le/Abteilung

Koordination Berucksichti- 0-3 Punkte
nach aufen (zB | gung nur, wenn
Vertretungs- es nicht auto-
aufgaben und | matisch zur ur-
Vernetzung) eigensten Auf-
gabe der Stelle
gehort.
Finanzen Erreichen der 0-5 Punkte
Budgetziele
der Dienststelle
/ der Abteilung
/ des Bereiches
Punkteanzahl: Dienstellenleitung A?:llﬁggist:ﬁze_
1- 6 Punkte c C
7-11 Punkte b B
12-16 Punkte a A

(10) Far Arbeiten mit erhéhter Schmutzbelastung, er-
hohter Erschwernis oder Gefahrenbelastung gebuhrt
eine Zulage in Héhe von 0,6 v.T. von llI/1. Details zur
Gewdhrung dieser Zulage sind in einer Betriebsver-
einbarung zu regeln.

§ 41 Sozialleistungen

(1) Weihnachtsgeld far Kinder:

Das Weihnachtsgeld fur Kinder gebUhrt unabhdngig
vom Anstfellungsausmafs Dienstnehmerlnnen, denen
die Kinderzulage zusteht und die in einem seit mindes-
tens sechs Monaten aufrechten Dienstverhdltnis ste-
hen.

Dariber hinaus gebuhrt das Weihnachtsgeld fur Kin-
der von Dienstnehmerinnen im aufrechten Dienstver-
haltnis, die keine Kinderzulage mehr bekommen, die
aber im laufenden Kalenderjahr mindestens 6 Monate
lang Anspruch auf Familienbeihilfe hatten. In diesem
Fall erfolgt die Zuerkennung des Weihnachtsgeldes
jedoch erst nach Meldung des Anspruches durch
die/den Dienstnehmerln.

(Abs 1 idF 1.1. 2022)

(2) Jubildumsgeld*):

Das Jubildumsgeld gebuhrt flr 25-jahrige kirchliche
Dienstzeit in der Didzese Innsbruck und befragt 75 %
eines Monatsgehaltes der Gehaltsgruppe Il / Ge-
haltsstufe 1.

Zur Berechnung des Stichtags fur das Jubildumsgeld
werden folgende Zeiten angerechnetf: Alle aktiven
Dienstzeiten als echte/r DienstnehmerIn der Didzese

Innsbruck, die im Bischoflichen Ordinariat, in den
kirchlichen Stiftungen Caritas, Bruder und Schwester
in Nof und Bildungszentrum, in Pfarren oder als kirch-
lich bestellte Religionslehrerln geleistet wurden, wobei
ein und derselbe Zeitraum nicht mehrfach berick-
sichtigt wird. Unterbrechungen der aktiven Dienstzeit,
das sind Mutterschutz, gesetzliche Elternkarenz, ,Pa-
pamonat” gemdR § la VKG in der Fassung vom
5.12. 2019, Prasenz- oder Zivildienst, Sabbatzeit und
Familienhospizkarenz, in den vorhin genannten Kér-
perschaften der Didzese Innsbruck oder Stiftungen
werden zur Génze angerechnetf. Nicht angerechnet
werden jeglicher unbezahlte Urlaub, Bildungskarenz,
Pflegekarenz sowie Tatigkeiten als Religionslehrerin
mit Anstellung beim Land Tirol oder Bund.

(Abs 2 idF 1.1. 2022)

(3) Kostenersatz fur die Fahrt zur Arbeitsstelle**):

Betragt die kirzest mégliche Enffernung zwischen
Dienststelle und ndchstgelegener Wohnung der
Dienstnehmerin/des Dienstnehmers mehr als zwei Ki-
lometer, so werden auf Ansuchen und glaubhaften
Nachweis die Kosten des billigsten, zumutbaren 6f-
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fentlichen Verkehrsmittels fUr die Fahrt zur Arbeitsstel-
le abzlglich eines Selbstbehaltes ersetzt.
Mitarbeiterinnen mit fixem Arbeitszeitmodell, fur die
die Benufzung o6ffentlicher Verkehrsmittel If. Pendler-
rechner nicht zumutbar ist, steht ein pauschalierter
Fahrtkostenersatz in der Hohe von € 0,08 pro Kilometer
zwischen Wohnadresse und Arbeitsplatfz zu.

(4) (entféllt mit 1. 1. 2021)

(5) Unverzinslicher Gehaltsvorschuss:

Bei mindestens einjdhriger Betriebszugehoérigkeit und
unbefristetem Dienstverhdltnis ist ein Gehaltsvor-
schuss enfsprechend den Bestimmungen der Betriebs-
vereinbarung unverzinsliche Gehaltsvorschisse moég-
lich.

(6) Zukunftssicherung:

Die Dienstgeberin gewdahrt Dienstnehmerlnnen, die in
einem ungekindigfen und unbefristeten Dienstver-
haltnis stehen einen Zuschuss fur eine Gruppenversi-
cherung (Krankenzusatzversicherung, Pensionsvor-
sorgeversicherung). Bei mehrfacher Inanspruchnah-
me kann jedoch nur einmal der vereinbarte Zuschuss
zur Verrechnung gelangen.

Die einzelnen Bedingungen / Bestimmungen richten
sich nach den jeweils geltenden Richtlinien des Ein-
kommensteuergesetzes (§ 3 Z 15).

Die Rechtsfolgen und ein eventuelles Risiko aus dem
Abschluss von Gruppen-Zusatzkrankenversicherung
und/oder Gruppen-Zusatzpensionsversicherung
Ubernimmt zur Géanze die/der Dienstnehmerln als Ver-
sicherte(r), auch bei einem eventuellen Ausscheiden
aus dem Dienstverhdalinis.

Die Héhe des jahrlichen Zuschusses wird gesonderf
betraglich festgelegt, wobei der nach dem ESTG fest-
gelegte begunstigte Betrag nicht tUberschritten wer-
den darf; bei Teilzeitbeschaffigung ist die Héhe des
Zuschusses aliquot entsprechend dem Anstellungs-
ausmaf. Der Zuschuss bei der Pensionsvorsorge be-
tragt jedoch nur 50 Prozent der laufenden Versiche-
rungspramie, maximal der festgelegte Betrag.

Diese BeguUnstigung fur die Zukunftssicherung gilt
ausschlieklich nur far die/den Dienstnehmerin.***)
Bei der Pensionsvorsorge erlischt der Anspruch mit En-
de des Dienstverhdltnisses, auch bei Pensionsantritt,
spatestens jedoch mit Ende des Kalenderjahres, in
dem die/der Dienstnehmerln das 65. Lebensjahr voll-
endet hat. Bei der Krankenzusatzversicherung erhal-
ten Pensionistinnen weiterhin den bisher gewdhrten
Zuschuss. Wahrend der Karenzzeit besteht kein An-
spruch.

*) Ausnahme Gehaltsschema B, siehe Anhang Nr 2
**) Ausnahme Gehaltsschema B, siehe Anhang Nr 2
***) Ausnahme Gehaltsschema B

§ 42 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

Der Anspruch der Dienstnehmerin/des Dienstnehmers
bei Dienstverhinderung wegen Krankheit oder eines
Unglucksfalles regelt sich nach den Bestimmungen
des Angestelltengesetzes § 8 Abs (1) und (2). Hat das
Dienstverhdltnis jedoch bereits 15 Jahre gedauert, so

wird der Dienstnehmerin/dem Dienstnehmer ein all-
falliger Differenzbetrag zwischen ihrem/seinem Ge-
halt und dem Krankengeld der Krankenkasse durch
20 Wochen und nach 25 kirchlichen Dienstjahren
durch 24 Wochen bezahlt.

§ 43 Abfertigung

Die Abfertigung erfolgt entsprechend den gesetzli-
chen Regelungen in der jeweils gultigen Fassung.
Bei Pensionsantritt wird bei Diensthehmerlnnen, die
der alten Abfertigungsregelung unterliegen, die ge-

setzlich zustehende Abfertigung einmalig in voller H6-
he angewiesen. Diese Regelung gilt fur alle Bereiche
im kirchlichen Dienst.

§ 44 Abfertigung im Fall von Mutterschutz und Elternkarenz

Eine Abfertigung steht nur zu, wenn das Dienstverhalt-
nis bereits funf Jahre gedauert hat und die Kindigung
mindestens drei Monate vor Ablauf der gesetzlichen
Karenzzeit oder nach einem unbezahlten Urlaub in

Anschluss an die arbeitsrechtliche Karenz nach den
Bestimmungen des § 30, Abs (4) des Kollektivvertrages
erfolgt. Die Abfertigung im Fall von Elternkarenz be-
tragt drei Monatsentgelte.

§ 45 Altersversorgung Gehaltsschema B

siehe Anhang Nr 2

— 25—



§ 46 Gehaltsfortzahlung und Abfertigung im Todesfall

Wird das Arbeitsverhaltnis durch den Tod der Dienst-
nehmerin / des Dienstnehmers beendet, so gebuhrt
den Erben, sofern sie unterhaltsberechtigt sind, und
dem/der erbberechtigten Ehegattin Gber den gesetz-

lichen Anspruch hinaus die Differenz zur vollen Abfer-
tigung. Dies gilt nur fur Abfertigungsanspriche jener
Dienstnehmerlnnen, die nicht unter das BMVG fallen.

9. DIENSTREISEN

§ 47 Allgemeine Bestimmungen

(1) Eine Dienstreise liegt vor, wenn ein(e) Dienstneh-
merln Uber Auftrag der Dienstgeberln ihren/seinen
Dienstort (Buro, Betriebsstatte, Einsatzort...) zur Durch-
fihrung einer Dienstverrichtung verl&sst.

(2) Dienstliche Verrichtungen auf dem Weg vom
Wohnort zum Dienstort (oder umgekehrt) verdndern
den Charakter dieser Fahrt vom und zum Arbeitsplatz
(Privatfahrt) nicht zu einer Dienstreise.

(3) Fur Dienstreisen mit dem eigenen PKW gebuhrt
der/dem Dienstnehmerln eine Entschdadigung in An-
lehnung an das amtliche Kilometergeld. Die Héhe

und Ausfuhrungsbestimmungen zum Kilometergeld
sind mit dem Betriebsrat zu verhandeln, wobei die
Ausfihrungsbestimmungen in der Befriebsvereinba-
rung Dienstreisen, die Hohe des Kilometergeldes im
Anhang A festzuhalten sind.

(4) Anfahrten mit dem eigenen PKW zum Dienstort,
wenn die Dienstreise von dort aus angetreten wird,
sind durch den Fahrtkostenzuschuss, die Aukendienst-
zulage und das Pendlerpauschale abgegolten.

(5) Die detaillierten Bestimmungen zu Dienstreisen
sind in einer Betriebsvereinbarung zu regeln.

10. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 48 Anwendung des Kollektivvertrages fiir Rechtspersénlichkeiten nach
kanonischem Recht

(1) Alle in diesem Kollektivvertrag geltenden oder an-
zuwendenden Regelungen fur Dienstnehmerinnen des
Bischoflichen Ordinariates oder der Caritas gelten
analog fur Dienstnehmerlnnen bei Rechtspersénlich-
keiten nach kanonischem Recht.

(2) Grundsatzregelung:

Im gegensténdlichen Kollekfivvertrag sind einige
grundsdtzliche Regelungsgegensténde (siehe §§ 16
Arbeitszeit, 21 Durchrechnung u A) Betriebsvereinba-

rungen zur weiteren Fassung Ubertragen. Die Kollek-
tivvertragspartnerinnen vereinbaren, dass von Rechfts-
persénlichkeiten nach kanonischem Recht, in denen
mangels Bestehen eines Betriebsrates der Abschluss
von eigenen Befriebsvereinbarungen nicht méglich
ist, ersatzweise mit den Betriebsratskérperschaften
der Dib6zese Innsbruck Betriebsvereinbarungen fur
diese Dienstverhdltnisse vereinbart bzw die fur die
Dienstnehmerlinnen der Diézese gultigen Betriebsver-
einbarungen angewandt werden mussen.

§ 49 Anderung bestehender Vorschriften

(1) Generelle Anderungen dieses Kollektivvertrages
bedurfen der Verhandlung der verfragsabschliefken-
den Parteien Didzese Innsbruck und Gewerkschaft
der Privatangestellten, Druck-Journalismus-Papier.
Betriebsvereinbarungen kénnen auf Anfrag einer
oder beider der abschliekenden Vertragspartnerin-
nen Bischofliches Ordinariat und der jeweiligen Be-

triebsrate Didzese Innsbruck und Caritas Didzese Inns-
bruck gedandert werden.
(Abs 1 idF 1.1. 2022)

(2) In allen Angelegenheiten, in denen das Gesetz bei
Nichtzustandekommen einer Einigung Uber den Ab-
schluss, die Aufhebung oder die Abdnderung einer
Betriebsvereinbarung die Anrufung der Schlichtungs-
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stelle zuld@sst, hat diese zwischen den Streitteilen zu
vermitteln, Vorschldge zur Beilegung der Streitfragen
zu erstatten und auf eine Vereinbarung der Streitteile

hinzuwirken; falls erforderlich, hat sie eine Entschei-
dung zu fallen.*)

*) ArbVG, § 159

§ 50 Verfallsfristen

Die Frist zur Geltendmachung von Ansprichen aus
Dienstverhdltnissen, die diesem Kollektivvertrag unter-
liegen, ist auf sechs Monate ab Falligkeit eines An-
spruches beschrankt, soweit nicht anderweitige zwin-
gende gesetzliche Verfallsbestimmungen gelten. Bei
rechtzeitiger Geltendmachung bleiben alle mafkgeb-
lichen Verjahrungs- und Verfallsfristen gewahrt.

Innsbruck, am 19. November 2021

Mit der Ubergabe der Arbeitszeitaufzeichnung an
den/die unmittelbare/n Vorgesetzte/n sind die An-
spriche aus der Arbeitszeitaufzeichnung gegenuber
der Dienstgeberin geltend gemacht (Zeitausgleich,
Uberstunden, Mehrstunden, Zuschlége uA).

MMag. Hermann Glettler
Diézesanbischof

MMag. Bernhard Franz
Personalreferent, Verhandlungsleiter

Barbara Teiber, MA
Vorsitzende

Gabriele Wurzer
Bundesausschussvorsitzende

Mag. Michael Glaser

DIOZESE INNSBRUCK
6020 INNSBRUCK, RIEDGASSE 9

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT GPA
1030 WIEN, ALFRED-DALLINGER-PLATZ 1

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT GPA
WIRTSCHAFTSBEREICH 19 — KIRCHEN UND RELIGIONSGEMEINSCHAFTEN
1030 WIEN, ALFRED-DALLINGER-PLATZ 1

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT GPA
REGIONALGESCHAFTSSTELLE TIROL

Betriebsrat der Caritas, Verhandlungsleiter

Mag. Roland Buemberger
Generalvikar

Mag.? Elisabeth Rathgeb
Direktorin Caritas der Diézese Innsbruck

Karl Dartscher
Bundesgeschdaftsfuhrer

Mag. Andreas Laaber
Wirtschaftsbereichssekretar

Stefan Kindler
Wirtschaftsbereichsvorsitzender
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ANHANGE ZUM KOLLEKTIVVERTRAG DER DIOZESE INNSBRUCK

Anhang 1 Gehaltsschema A

Anhang 2 Gehaltsschema B (bisherige DBO 85)

Anhang 3 Gehaltsschema C (pddagogische Mitar-
beiterlnnen in Kindertageseinrichtungen)

Anhang 4 Gehaltsschema D (Pastoralpraktikantinnen
und andere Praktikantinnen)

Anhang 5 Gehaltsschema E (Lehrlinge)

Anhang 6 Dienstvertradge Bischofliches Ordinariat

und Stiffungen Caritas

Anhang 7 Rechtspersonlichkeiten nach kanonischem
Recht, fur die der Kollektivvertrag Gultig-
keit hat

ANHANG 1 GEHALTSSCHEMA A

1. Gehaltsgruppen und Gehaltsstufen
Fur die Gehaltsgruppen | bis VIl in den Gehaltsstufen 1 bis 23 gelten folgende Betrdge in Euro:

Gultig fur Vollzeitbeschaftigte

Gultig ab 1. Janner 2022

v v Vi Vi Vil
2.379,00 2.222,00 2.145,00 2.074,00 1.779,00
2.419,00 2.261,00 2.179,00 2.110,00 1.810,00
2.493,00 2.328,00 2.236,00 2.163,00 1.853,00
2.582,00 2.408,00 2.293,00 2.218,00 1.900,00
2.673,00 2.492,00 2.352,00 2.274,00 1.948,00
2.769,00 2.558,00 2.413,00 2.334,00 1.996,00
2.845,00 2.624,00 2.455,00 2.375,00 2.046,00
2.922,00 2.672,00 2.479,00 2.395,00 2.099,00
2.975,00 2.720,00 2.498,00 2.416,00 2.130,00
3.029,00 2.750,00 2.522,00 2.439,00 2.168,00
3.086,00 2.775,00 2.543,00 2.458,00 2.205,00
3.112,00 2.800,00 2.566,00 2.481,00 2.223,00
3.142,00 2.826,00 2.590,00 2.500,00 2.246,00
3.171,00 2.849,00 2.612,00 2.524,00 2.263,00
3.201,00 2.878,00 2.636,00 2.544,00 2.282,00
3.229,00 2.903,00 2.659,00 2.566,00 2.303,00
3.258,00 2.931,00 2.683,00 2.589,00 2.320,00
3.289,00 2.956,00 2.706,00 2.610,00 2.341,00
3.303,00 2.971,00 2.719,00 2.623,00 2.351,00
3.319,00 2.983,00 2.730,00 2.634,00 2.362,00
3.334,00 2.997,00 2.743,00 2.646,00 2.373,00
3.351,00 3.010,00 2.755,00 2.657,00 2.384,00
3.366,00 3.025,00 2.768,00 2.670,00 2.393,00

1 2.990,00 2.736,00 2.486,00
2 3.044,00 2.785,00 2.530,00
3 3.183,00 2.886,00 2.608,00
4 3.300,00 2.992,00 2.699,00
5 3.422,00 3.100,00 2.799,00
6 3.551,00 3.214,00 2.901,00
7 3.681,00 3.333,00 3.006,00
8 3.819,00 3.456,00 3.115,00
9 3.962,00 3.569,00 3.215,00
10 4.076,00 3.669,00 3.303,00
11 4.152,00 3.738,00 3.366,00
12 4.230,00 3.808,00 3.428,00
13 4.309,00 3.879,00 3.491,00
14 4.350,00 3.915,00 3.524,00
15 4.392,00 3.952,00 3.558,00
16 4.433,00 3.990,00 3.590,00
17 4.475,00 4.027,00 3.624,00
18 4.517,00 4.064,00 3.659,00
19 4.539,00 4.084,00 3.674,00
20 4.560,00 4.104,00 3.692,00
21 4.581,00 4.124,00 3.709,00
22 4.605,00 4.142,00 3.726,00
23 4.625,00 4.161,00 3.744,00
150% von 111/1: 3.729,00
2. Aulkendienstzulage
€ 50,00
3. Kinderzulage
L KiNd: o € 46,20
2 Kinder: . ..o € 110,00
far jedes weitere Kind: ... € 73,70

Weihnachtsgeld fiir Kinder
€ 84,00

4. Kinderzulage plus
€ 84,00

5. Nacht-, Nachtbereitschafts- Sonn- und Feiertags-,
und Rufbereitschaftszulage

Nachtdienstzulage bei wachen Nachtdiensten
€ 46,99 pro Nacht

Nachtbereitschaftszulage
€ 46,99 pro Nacht

Sonn- und Feiertagszulage
€ 4,47 pro Stunde

Sonn- und Feiertagspauschale
€ 149,20 pro Monat
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Rufbereitschaftszulage
€ 4,47 pro Stunde

6. Leitungszulage und personbezogene Fachzulage

€ 124,30 5% Gehaltsgruppe lll / Gehaltsstufe 1
€ 248,60 10%
€ 372,90 15%
€ 497,20 20%
€ 621,50 25%
€ 745,80 30%

> wmOQ T o

7. Kostenersatz fir die Fahrt zur Arbeitsstelle
Selbstbehalt betragt 30 % des billigsten 6ffentlichen
Verkehrsmittels

. daher: daher:
Jahrespreis

- Selbstbe- Selbstbe-

Beispiele: dzt. (Stand
A Vit

IVB Jahres-Ticket 387,00 116,10 9,68
Jahres-Ticket REGION 395,00 118,50 9,88
Jahres-Ticket LAND 509,40 152,82 12,74
8. Zuschuss zur Zukunftssicherung
€ 218,00 pro Jahr
9. Kilometergeld
PR e 0,42
MItFONIErIn ..o 0,05
Motorrad ... 0,24
FANrrad ..o 0,24

10. SEG-Zulage
€1,49

ANHANG 2 GEHALTSSCHEMA B

Gultig fur die Angestellten im Bereich des Bischoflichen Ordinariates, soweit sie von der Bischoflichen Finanz-
kammer besoldet werden.

Monatliche Bruttogrundbezige und Zulagen, gultig ab 1. Janner 2022

1.

Verwendungsgruppe Grundbezug €
A 2.409,00
B 2 2.084,00
B . 2.032,00
C 2 1.914,00
C ol 1.795,00
D 2 1.699,00
D Lo 1.658,00

E o 1.564,00

2. Die monatlichen Grundbeziige erhéhen sich jedes
zweite Jahr in der Verwendungsgruppe:

A UM € 73,80
B € 52,40
C o € 36,20
D € 33,20
E e € 33,20

3. Neueintretende Dienstnehmerlnnen erhalten 3 Bien-
nien angerechnet. Die vierte Vorrickung erfolgt nach
6 Dienstjahren (Vordienstzeitenanrechnung It Dienst-
ordnung).

Die Hochstzahl der Biennien ist mit 20 festgesetzt.

4. Die kleine Haushaltszulage € 34,00 erhalten alle
Dienstnehmerlnnen, die einen eigenen Haushalt fuh-
ren, die erhéhte Haushaltszulage von € 67,00 erhalten
alle Dienstnehmerlnnen, die Anspruch auf Familien-

beihilfe bzw Anspruch auf den Alleinverdiener/Allein-
erzieherabsetzbetrag (It EStG) haben.

5. Die Kinderzulagen betragen bis 6 Jahre € 55,00, von
6-12 Jahre € 64,90 und fur Kinder Uber 12 Jahre
€ 73,70.

6. Die Aukendienstzulage betfragt € 50,00

7. Der Zuschuss fur die Gruppenkrankenzusatzversi-
cherung befragt far den/die Dienstnehmerin und
den/die Ehepartnerin je 50 % der Préamie.

8. Alle Dienstnehmerlnnen erhalten far 10 kirchliche
Dienstjahre eine erste Treuezulage und fur 20 kirchli-
che Dienstjahre eine zweite Treuezulage in Héhe von
jeweils 10 % des Grundbezuges.

9. Fur 25-jahrige kirchliche Dienstzeit erhalt jede
Dienstnehmerln ein JubilGumsgeld in Hohe eines Mo-

natsbezuges, hochstens jedoch € 872,10.

10. Anerkennungszulage - siehe Punkt 7 der Dienst-
ordnung

11. Kilometergeld:

PR e €0,42
MItFONrerin ..o €0,05
Motorrad ... €0,24
Fahrrad ... €0,24
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12. Altersversorgung:
Auszug aus der DBO85:

«XI. Altersversorgung
Die Dienstnehmer haben Anspruch auf eine Zusatzpen-
sion.

a) Jene Dienstnehmer, die unmittelbar vor Beginn des
Anspruches auf die gesetzliche Altersversorgung we-
nigstens 10 Jahre lang Angestellte der Dibzese waren
und das 40. Dienstjahr vollendet haben, erhalten eine
Zusatzpension, die 80% des zuletzt bezogenen Brutto-
Monatsgehaltes, aber ohne Familien-, Kinder- und sons-
tige Zulagen und abztglich der gesetzlichen Altersver-
sorgung betragt.

b) Betragt die Gesamtdienstzeit, von der wenigstens die
letzten 10 Jahre vor Beginn des Anspruches auf die ge-
setzliche Altersversorgung im Dienste der Diézese zuge-
bracht werden mdussen, weniger als 40 Jahre, so verrin-
gert sich die Zusatzpension pro Differenzjahr um 1%. 5

Jahre vor Erreichung des Anspruches auf Alterspension
wird die Halfte der fridher gewdhrten héchsten Kinderzu-
lage monatlich ausbezahlt.

c) Nach dem Tod des Dienstnehmers, der eine Zusatz-
pension erhalten hatte, bekommt seine Witwe die Hdélfte
dieser Zusatzpension, insofern sie sonst unversorgt ist
und zum Zeitpunkt des Todes ihres Gatten das 50.Le-
bensjahr vollendet hat.

d) Die wahrend des Abfertigungszeitraumes fallig ge-
wordenen Raten der Zusatzpension werden auf den Ab-
fertigungsbetrag angerechnet.

e) Sollte die gesetzliche Altersversorgung wegen freiwil-
liger Héher- oder Weiterversicherung wéahrend oder zwi-
schen den anrechenbaren Dienstzeiten héher sein, als
sie bei Pflichtversicherung allein gewesen ware, so wird
die vom Dienstgeber zu gewdhrende Zusatzpension da-
durch nicht geschmdlert.”
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ANHANG 3 GEHALTSSCHEMA C

Gultig ab 1. Janner 2022

Fur alle padagogischen Mitarbeiterinnen in Kindertageseinrichfungen mit Anspruch auf Ferienregelung
mit Ersteintrittsdatum vor dem 31. Dezember 2021

Ent- Entlohnungsgruppe Kindergarten- und Hortassistentinnen Schema IV
|°hsf;:;"e95' Entlohnungsgruppe Kindergdrtnerlnnen Dienstklasse | Gehaltsstufe Verwendungsgruppe
1 2.260,00

2 2.299,00 I 1 1.581,00
3 2.334,00 2 1.601,00
4 2.361,00 3 1.620,00
5 2.401,00 4 1.638,00
6 2.455,00 5 1.657,00
7 2.552,00 Il 1 1.677,00
8 2.679,00 2 1.694,00
9 2.758,00 3 1.715,00
10 2.838,00 4 1.732,00
11 2.965,00 5 1.741,00
12 3.119,00 6 1.745,00
13 3.274,00 11 1 1.753,00
14 3.429,00 2 1.771,00
15 3.583,00 3 1.789,00
16 3.721,00 4 1.810,00
17 3.864,00 5 1.828,00
18 4.017,00 6 1.846,00
19 4.158,00 7 1.866,00
8 1.884,00
9 1.904,00
daz 1.922,00
DAZ 1.952,00

Dienstzulagen fiur Kindergartenleiterinnen

Dienstzulagen- In den Entlohnungsstufen

gruppe 1 bis 10 11 bis 15 ab 16
I 321,20 340,90 365,50
I 293,60 309,30 330,20
11l 231,70 245,20 262,70
v 176,20 187,40 198,80
v 110,50 118,00 127,00
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Dienstzulagen fur Sonderkindergdrtnerinnen

Entlohnungsstufen Dienstzulage

1 DIS B e 112,90
6 DIsS 11 oo 158,60
O 12 225,10

Kindergdrtnerinnen, die an heilpddagogischen Kin-
dergdrten verwendet werden und nicht Sonderkinder-
gartnerlnnen sind, gebuhrt eine Dienstzulage in der
Hoéhe von 50 % vorstehender Dienstzulagen.

1. Alilgemeine Zulage/Personalzulage

Mitarbeiterlnnen mit Eintritt vor dem 1. 1. 1998
Bei einem Schemabezug

bis€ 1.720,70 258,10
von€ 1.720,80 bis€ 2.581,20 322,60
ab € 2581,30 387,10

Mitarbeiterlnnen mit Eintritt ab dem 1. 1. 1998

Bei einem Schemabezug

bis€ 1.720,70 258,10
von€ 1.720,80 bis€ 258120 322,60
ab € 2581,30 387,10

2. Verwalftungsdienstzulage

Mitarbeiterlnnen mit Eintritt vor dem 1. 8. 2000

Dienstklassen I bis V ... €190,40
Dienstklassen VI bis IX ..., € 241,80

Mitarbeiterlnnen mit Eintritt ab dem 1. 8. 2000

.P1-p5, e, d, c, b"”, sowie ,,a” bis Stufe 7 ...... €190,40
Entlohnungsgruppe ,a"” ab Stufe 8.............. € 241,80

3. Kinderzulage

FUr jedes unversorgte Kind .......................... € 27,50

ANHANG 4 GEHALTSSCHEMA D

Gultig ab 1. Janner 2022

Pastoralprakti-
kantlnnen:

78,3 % von Gehaltsgruppe Il /
Gehaltsstufe 1

Diakonatsjahr: 82,5 % von Gehaltsgruppe Il /

Gehaltsstufe 1

Praktikantinnen
mit Anstellungs-

34,5 % von Gehaltsgruppe Il /
Gehaltsstufe 1

47,2 % von Gehaltsgruppe Il /
Gehaltsstufe 1

Betreuerinnen
Ferienaktionen
Caritas

Kostenersatz fur Selbstbehalt € 0,00
die Fahrt zur

Arbeitsstelle

verhdaltnis:
ANHANG 5 GEHALTSSCHEMA E
Gultig ab 1. Janner 2022
Lehrlinge Kostenersatz fur die Fahrt zur Arbeitsstelle
1. Lehriahr. ..o € 659,00 Selbstbehalt ... € 0,00
2. Lehriahr.. .o € 877,00
3. Lehrjahr...c.ooiii € 985,00
4. Lehriahr. ..o € 1.338,00
ANHANG 6
DIENSTVERTRAG

entfdallt mit 1. J&Gnner 2020
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ANHANG 7

RECHTSPERSONLICHKEITEN NACH KANONISCHEM RECHT, FUR DIE DER KOLLEKTIV-
VERTRAG DER DIOZESE INNSBRUCK GULTIGKEIT HAT

1. Verein Caritashaus

2. Katholische Jungschar der Diézese Innsbruck - Diézesanstelle fur die aufserschulische, kirchliche Kinder- und
Jugendarbeit der Katholischen Jungschar (KJS)

3. Benedikfinerstift St. Georgenberg-Fiecht
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JETZT MITGLIED WERDEN!

FAMITIENNAME ... s VOINAME ..ottt O Frau O Herr
Geburtsdatum | | | | | | | | | Titel o GebUMSNAME ..o
SHFARE/HAUSINT. ..ot PLZ/NWORNOTT ...ttt
Telefonisch erreichbar ... E- MOl

O Angestellte/r O Lehrling O Werkvertrag [ geringfugig beschaftigt O Freier Dienstvertrag O Selbststdndig (Gewerbeschein)
O Zeitarbeitskraft O Schalerin O Studentin O dzt. ohne Beschaftigung O Zweitmitgliedschaft [0 Facharbeiterin

Derzeitige TAtigKeIt .....oiviiiiiririreieeee e O Ich war bereits Mitglied der Gewerkschaft von/bis ..........ccccceeeoininnnnnccennes
Beschaftigt bei Firma (bzw. Schule/Universitart)..........coooeeiiieinieeeeeeceeeee e DINSTOI ..ot
Y 1Yo oV 3 PSSP
= 7o T o TP
Hohe des monatlichen Beitrages: | EUR| | | | | | BEITRITTSMONAT/-JaWR | | | | | | |

Der monatliche Mitgliedsbeitrag betrégt 1% des Bruttogehalts bis zu einem Maximalbeitrag (siehe www.gpa.at/mitgliedsbeitrag),
der jahrlich angepasst wird. Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

O Ich willige ein, dass OGB, OGB Verlag und/oder VOGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§107 TKG) kontaktieren
durfen, um UGber Serviceleistungen, etwa Aktionen fur Tickets, Blcher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu
Ubermitteln. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden.

Ich bezahle meinen Mitgliedsbeitrag durch: (Zutreffendes bitte ankreuzen)

O BETRIEBSABZUG

Ich erklare, dass mein Gewerkschaftsbeitrag durch meinen Arbeitgeber von meinem Gehalt/Lohn/Lehrlingseinkommen abgezogen
werden kann. Ich erteile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitfragseinhebung erforderlichen personen-
bezogenen Daten (angegebene Daten und Gewerkschaftszugehorigkeit, Beitragsdaten, KV-Zugehorigkeit, Eintritts-/und Austritfsdaten,
Karenzzeiten, Présenz-, Ausbildungs- und Zivildienstzeiten, Pensionierung und Adressédnderungen) von meinem Arbeitgeber und von der
Gewerkschaft verarbeitet werden dirfen, wobei ich diese Einwilligung zum Befriebsabzug jederzeit widerrufen kann.

O SEPA LASTSCHRIFT-MANDAT (Bankeinzug)

Ich ermdchtige die Gewerkschaft GPA, die Zahlungen meines Mitgliedsbeitrages von meinem Konto mittels SEPA-Lastschrift einzuziehen.
Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der GPA auf mein Konto gezogene SEPA-Lastschriften einzulésen. Ich kann innerhalb
von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten dabei die mit
meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Der Einzug des Mitgliedsbeifrags erfolgt jeweils zum Monatsulfimo.

O monatlich O alle 2 Monate O jedes Quartal O 1/2jahrlich O jahrlich (Schiler-/Studentinnen, Zweitmitgliedschaft)

Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht mehr wiinsche oder aus dem Betrieb ausscheide oder der Abzug des
Mitgliedsbeitrages Uber den Betfrieb nicht mehr méglich ist, ersuche ich die Zahlungsart ohne Rucksprache auf SEPA-Lastschrift von
meinem bekannt gegebenen Konto umzustellen.

X I A Y I A A R

Datum/Unterschrift

Ich bestatige, umseits stehende Datenschutzerklarung (auch abrufbar

unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben. q D q

.......................................................... vl MEINE
Datum/Unterschrift GEWERKSCHAFT

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: +43 (0)5 0301,
E-Mail: service@gpa.at, ZVR 576439352, CID: AT48ZZZ00000006541 Werberln-Mitgliedsnummer:...........cccccoooeiiieieiecee e



DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

Der Schutz Ihrer persénlichen Daten ist uns ein besonderes Anliegen.
In dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie Gber die wich-
tigsten Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mitglieder-
verwaltung. Eine umfassende Information, wie der Osterreichische
Gewerkschaftsbund (OGB)/GPA mit lhren personenbezogenen
Daten umgeht, finden Sie unter www.oegb.at/datenschutz

Verantwortlicher fur die Verarbeitung lhrer Daten ist der Oster-
reichische Gewerkschaftsbund. Wir verarbeiten die umseits von
lhnen angegebenen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur far
Zwecke der Mitgliederverwaltung der Gewerkschaft und fur die
Dauer lhrer Mitgliedschaft bzw. solange noch Anspriche aus
der Mitgliedschaft bestehen kénnen. Rechtliche Basis der Daten-
verarbeitung ist lhre Mitgliedschaft im OGB/GPA; soweit Sie dem
Betriebsabzug zugestimmt haben, lhre Einwilligung zur Verarbei-
tung der dafur zusatzlich erforderlichen Daten.

Die Datenverarbeitung erfolgt durch den OGB/GPA selbst oder
durch von diesem vertraglich beauftragte und kontrollierte Auf-
tragsverarbeiter. Eine sonstige Weitergabe der Daten an Dritte
erfolgt nicht oder nur mit lhrer ausdricklichen Zustimmung. Die
Datenverarbeitung erfolgt ausschliefslich im EU-Inland.

Ihnen stehen gegeniiber dem OGB/GPA in Bezug auf die Ver-
arbeitung lhrer personenbezogenen Daten die Rechte auf Auskunft,
Berichtigung, L6schung und Einschrénkung der Verarbeitung zu.

Gegen eine lhrer Ansicht nach unzuléssige Verarbeitung |hrer
Daten kdénnen Sie jederzeit eine Beschwerde an die 6sterreichische
Datenschutzbehoérde (www.dsb.gv.at) als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns Uber folgende Kontaktdaten:

Gewerkschaft GPA

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Plafz 1
Tel.: +43 (0)5 0301

E-Mail: service@gpa.at

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1
Tel.: +43 (0)1 534 44-0

E-Mail: oegb@oegb.at

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter:
datenschutzbeauftragter@oegb.at

MITMACHEN - MITREDEN - MITBESTIMMEN

[ | INTERESSENGEMEINSCHAFTEN DER GPA bringen
Menschen mit dhnlichen Berufsmerkmalen zu-
I q sammen. Zum Austauschen von Erfahrungen und
Wissen, zum Diskutieren von Problemen, zum Suchen
v kompetenter Lésungen, zum Durchsetzen gemein-
samer beruflicher Interessen.
Mit lhrer persoénlichen Eintragung in eine oder mehrere berufliche
Intferessengemeinschaften

- erhalten Sie mittels Newsletter (elektronisch oder brieflich) regel-
maRkig Informationen Uber Anliegen, Akfivitdten und Einladungen
far lhre Berufsgruppe;

* kénnen Sie lhre beruflichen Interessen auf direktem Weg in die
Kollektivvertragsverhandlungen lhres Branchenbereichs ein-
bringen;

» erschlieen Sie sich Mitwirkungsmoglichkeiten an Projekten,
Bildungsveranstaltungen, Kampagnen, Internet-Foren und an-
deren fur lhre Berufsgruppe maRkgeschneiderten Veranstal-
tungen, auch auf regionaler Ebene;

* nehmen Sie von der Interessengemeinschaft entwickelte be-
rufsspezifische Dienstleistungen und Produkte in Anspruch
(Fachberatung auf regionaler Ebene, Blcher, Broschiren und
andere Materialien);

» beteiligen Sie sich an demokratischen Direktwahlen lhrer beruf-
lichen Vertretung auf Bundesebene sowie regionaler Ebene und
nehmen dadurch Einfluss auf die gewerkschaftliche Meinungs-
bildung und Entscheidung.

Né&here Infos dazu unter: www.gpa.at/interesse

ICH MOCHTE MICH IN FOLGENDE INTERESSENGEMEINSCHAFTEN EINTRAGEN:

O 1G PROFESSIONAL [J1G FLEX [J1G SOCIAL

[0 1G EXTERNAL [J1G POINT-OF-SALE []1G MIGRATION []1G EDUCATION

Dieses Service ist fur mich kostenlos und kann
jederzeit von mir widerrufen werden.

O Frau  OHerr THEI 1ot

FAMIlIENNAME ... VOTNAME ...ttt nne s
SHrARBE/HAUS-IN. .o PLZ/NWORNOIT ...
BerufsbezeichnNung........ccooii BOITIED .. s
Telefonisch erreiChbar ..o E-MQil e

Datum/Unterschrift

apa

|t
GEWERKSCHAFT



KONTAKTADRESSEN
DER GPA

Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301
E-Mail: service@gpa.at

GPA Service-Center
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Wien
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Niederosterreich
3100 St. Polten, Gewerkschaftsplatz 1

GPA Landesstelle Burgenland
7000 Eisenstadt, Wiener Strake 7

GPA Landesstelle Steiermark
8020 Graz, Karl-Morre-Strafse 32

GPA Landesstelle Karnten
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraze 44/4

GPA Landesstelle Oberosterreich
4020 Linz, Volksgartenstrafze 40

GPA Landesstelle Salzburg
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Strake 10

GPA Landesstelle Tirol
6020 Innsbruck, Sudtiroler Platz 14-16

GPA Landesstelle Vorarlberg
6901 Bregenz, Reutegasse 11

apa
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DAS
GEWERK-
SCHAFFEN

WIR!

OGB ZVR-Nr.: 576439352
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Medieninhaber und Hersteller: Verlag des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes Ges.m.b.H., 1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1.
Verlags- und Herstellungsort Wien.

apa

v I MEINE
GEWERKSCHAFT

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Telefon +43 (0)5 0301-301, Fax +43 (0)5 0301-300
www.gpa.at - E-Mail: service@gpa.atf



	Inhaltsverzeichnis
	KV Diözese Innsbruck
	1. Präambel
	2. Vertragsabschließende Kollektivvertragsparteien
	3. Geltung
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Geltungsdauer
	§ 3 Anwendung von Gesetzen

	4. Dienstordnung bzw Rahmenrechtlicher Teil
	§ 4 Entstehen eines Dienstverhältnisses
	§ 5 Anstellungsvoraussetzungen
	§ 6 Pflichten der DienstnehmerInnen
	§ 7 Pflichten der Dienstgeberin
	§ 8 Mitteilungspflicht
	§ 9 Dienstverhinderung
	§  10 Urlaubsregelungen
	§ 11 Dienstliche Verwendung
	§ 12 Versetzung
	§ 13 Leitungsfunktionen
	§ 14 Beendigung von Dienstverhältnissen
	§ 15 Betriebsrat

	5. Arbeitszeit
	§ 16 Grundsätzliches
	§ 17 Normalarbeitszeit
	§ 18 Mehrarbeit, Überstunden – Definition und Abgeltung
	§ 19 Samstags-, Sonntags- und Feiertagsarbeit – Definition und Abgeltung
	§ 20 Turnus-, Nacht-, Nachtbereitschafts- und Rufbereitschaftsdienste
	§ 21 Durchrechnungszeiträume
	§ 22 Gleitzeitmodelle
	§ 23 Ausnahmen vom Arbeitszeitgesetz und Arbeitsruhegesetz
	§ 24 Arbeitszeitvereinbarungen
	§ 25 Arbeitszeitaufzeichnungen

	6. Dienstfreistellung
	§  26 Diözesane dienstfreie Tage und Feiertage
	§ 27 Bildungskarenz und Freistellung gegen Entfall des Arbeitsentgelts nach dem Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG)
	§ 28 Pflegefreistellung
	§ 29 Pflegekarenz / Pflegeteilzeit / Familienhospizkarenz nach dem ArbeitsvertragsrechtsAnpassungsgesetz (AVRAG)
	§ 30 Elternkarenz und unbezahlter Urlaub im Anschluss an die Elternkarenz, „Papamonat“
	§ 31 Sabbatzeit

	7. Aus-, Fort- und Weiterbildung, Supervision
	§  32 Aus-, Fort- und Weiterbildung
	§ 33 Supervision

	8. Besoldungs- und Gehaltsrechtlicher Teil
	§ 34 Laufende Bezüge
	§ 35 Sonderzahlungen – Weihnachtsgeld, Urlaubszuschuss
	§ 36 Gehaltsschemata
	§ 37 Gehaltsgruppen
	§ 38 Vordienstzeiten sowie Stichtagsregelung
	§ 39 Vorrückungen
	§ 40 Zulagenregelungen
	§ 41 Sozialleistungen
	§ 42 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
	§ 43 Abfertigung
	§ 44 Abfertigung im Fall von Mutterschutz und Elternkarenz
	§ 45 Altersversorgung Gehaltsschema B
	§ 46 Gehaltsfortzahlung und Abfertigung im Todesfall

	9. Dienstreisen
	§ 47 Allgemeine Bestimmungen

	10. Schlussbestimmungen
	§ 48 Anwendung des Kollektivvertrages für Rechtspersönlichkeiten nach kanonischem Recht
	§ 49 Änderung bestehender Vorschriften
	§ 50 Verfallsfristen


	Anhänge zum Kollektivvertrag der Diözese Innsbruck
	Anhang 1 Gehaltsschema A
	Anhang 2 Gehaltsschema B
	Anhang 3 Gehaltsschema C
	Anhang 4 Gehaltsschema D
	Anhang 5 Gehaltsschema E
	Anhang 6: Dienstvertrag
	Dienstvertrag

	Anhang 7: Rechtspersönlichkeiten
	Rechtspersönlichkeiten nach kanonischem Recht, für die der Kollektiv­vertrag der Diözese Innsbruck Gültigkeit hat


	Mitgliedsanmeldung GPA
	Interessengemeinschaften GPA

